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Allgemeine Tarife / Elektrizität / gültig ab 01. 01. 2022

1. TARIFBESTANDTEILE

Der Tarif besteht aus einem Arbeitspreis, Grundpreis und 
ggf. Leistungspreis (bei Leistungsvermessung). Er gilt für 
den jeweils über einen Zähler erfassten Elektrizitätsbedarf.

1.1	 Arbeitspreis

Der Arbeitspreis ist das Entgelt für jede abgenommene 
Kilowattstunde (kWh).

1.2	 Grundpreis 

Der Grundpreispreis ist das Entgelt für die Kosten der 
Verrechnung, des Inkassos sowie der technisch not-
wendigen und gegebenenfalls vom Kunden zusätzlich 
veranlassten Mess- und Steuereinrichtungen.

1.3	 Leistungspreis

Der Leistungspreis ist das Entgelt für die Bereitstellung 
bzw. Inanspruchnahme von elektrischer Leistung (kW). 
Bei Abrechnung gemäß Ziffer 2.1  und 2.2 ist der feste 
Leistungspreis im Arbeitspreis enthalten. 

1.4	 Leistungspreis und Grundpreis 

Leistungspreis und Grundpreis werden für den Zeitraum 
eines Abrechnungsjahres gebildet und bei abweichenden 
Abrechnungszeiträumen zeitanteilig verrechnet.

Allgemeine Tarife  
für die Versorgung mit Elektrizität in Niederspannung
(Grundversorgung- und Ersatzversorgung)

Die Stadtwerke Rotenburg (Wümme) GmbH (im nachfolgenden 
”Stadtwerke” genannt) bietet die Versorgung mit Elektrizität 
in Niederspannung zu folgendem Allgemeinen Tarif an:

Die Versorgung zum Allgemeinen Tarif erfolgt auf der Grund-

lage der „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversor-
gung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (Strom-
grundversorgungsverordnung - Strom GVV)“ vom 26.10.2006 
einschließlich der „Ergänzenden Bedingungen“.

2. PREISE UND ENDGELT

Im Entgelt entsprechend Ziffern 2.1 - 2.5 ist die Stromsteuer 
gemäß Stromsteuergesetz (StromStG) enthalten. Sie beträgt 
z.Z. 2,05 Ct/kWh. Für Kunden, die gemäß § 9 Stromsteuerge-
setz einen reduzierten Steuersatz zu zahlen haben, verweisen 
wir auf die Regelungen des StromStG §§ 9 und 10.

2.1 Grund- und Ersatzversorgung für Haushaltskunden

netto brutto

ohne MwSt. mit MwSt (gerundet)
Arbeitspreis 25,17 Ct je kWh 29,95 Ct je kWh

Grundpreis 83,19 €/Jahr 99,00 €/Jahr

2.2	 Grund- und Ersatzversorgung für 
Nicht-Haushaltskunden 

netto brutto
ohne MwSt. mit MwSt (gerundet)

Arbeitspreis 41,88 Ct je kWh 49,84 Ct je kWh

Grundpreis 83,19 €/Jahr 99,00 €/Jahr

2.3	 Ersatzversorgung für leistungsgemessene Kunden 
(RLM) im Niederspannungsnetz bzw. Ersatzliefe-
rung im Mittelspannungsnetz

netto brutto

ohne MwSt. mit MwSt (gerundet)

Arbeitspreis 32,00 € je kWh 38,08 Ct je kWh

Leistungspreis 76,56 €/kW/Jahr 91,11 €/kW/Jahr

Grundpreis 403,64 €/Jahr 480,33 €/Jahr

Dazu wird noch ein Wandlersatz nach Spannungsart berechnet:

Niederspannung 18,00 €/Jahr 21,42 €/Jahr

Mittelspannung 180,00 €/Jahr 214,20 €/Jahrr
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2.4	 Grund- und Ersatzversorgung für unterbrechbare 
Verbrauchseinrichtungen gemäß Ziffer 3.4

netto brutto

ohne MwSt. mit MwSt (gerundet)

Arbeitspreis 20,94 Ct je kWh 24,92 Ct je kWh

Grundpreis 83,19 €/Jahr 99,00 €/Jahr

2.5	 Grund- und Ersatzversorgung nach  
Schwachlastversorgung gemäß Ziffer 3.5

Arbeitspreis in der Schwachlastzeit
19,65 Ct je kWh 23,38 Ct je kWh

Für den Verbrauch außerhalb der Schwachlastzeit erhöhen sich 
die Arbeitspreise gemäß den Ziffern 2.1 bis 2.5

um 0,82 Ct Ct je kWh 0,98 Ct je kWh

Grundpreis 110,92 €/Jahr 131,99 €/Jahr

2.6	 Ermittlung des Entgeltes 

2.6.1	Für die Versorgung mit Elektrizität zahlt der Kunde ein 
Entgelt, das gemäß Ziffer 1 aus Arbeits-, Leistungs- und 
Grundpreis ermittelt wird.

2.6.2	 Im Entgelt ist die Konzessionsabgabe im Rahmen der 
”Verordnung über Konzessionsabgaben für Strom und 
Gas (Konzessionsabgabenverordnung - KAV)” vom 
09.01.1992 enthalten. Die Konzessionsabgabe wird von 
den Stadtwerken an die Stadt Rotenburg (Wümme) mit 
folgenden Höchstsätzen entrichtet:

- bei Strom im Rahmen des
Schwachlasttarifes 0,61 Ct je kWh

- bei Strom, der nicht als Schwachlaststrom
geliefert wird 1,32 Ct je kWh

Bei einer Änderung des Konzessionsvertrages mit dem Inhalt, 
keine oder nur eine geringere Konzessionsabgabe zu zahlen, 
werden die Arbeitspreise des Allgemeinen Tarifes entspre-
chend herabgesetzt.

2.6.3	Zu den Nettopreisen und dem Nettoentgelt wird die 
Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe (z. Z.  
19 %) berechnet.

2.6.4	Werden innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die 
Arbeitspreise, Leistungs- oder Grundpreise geändert 
oder findet ein Kundenwechsel statt, so werden die 
Jahresleistungspreise, die Grundpreise und der Elektri-
zitätsverbrauch zeitanteilig errechnet und abgerechnet; 
bei der Aufteilung des Stromverbrauchs werden jahres-
zeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage 
von Erfahrungswerten berücksichtigt. Entsprechendes 
gilt bei der Änderung des Umsatzsteuersatzes.

3.	 TARIFBESTIMMUNGEN

3.1	 Grund- und Ersatzversorgung für Haushaltskunden:

Die Abrechnung erfolgt zu den Preisen der Ziffer 2.1, 
wenn die Voraussetzungen für die Abrechnung nach 
gemessener Leistung gemäß Ziffer 3.3 nicht vorliegen 
und es sich um eine Belieferung von Haushaltskunden 
handelt. Haushaltskunden sind Letztverbraucher, die 
Energie für private Zwecke kaufen oder deren Jahres-
verbrauch 10.000 kWh nicht  überschreitet.

3.2 Grund- und Ersatzversorgung  
für Nicht- Haushaltskunden

 

Die Abrechnung erfolgt zu den Preisen der Ziffer 2.2, 
wenn die Voraussetzung für die Abrechnung nach gemes-
sener Leistung gemäß Ziffer 3.3 nicht vorliegen und es 
sich um eine Belieferung von Nicht-Haushaltskunden 
handelt. Nicht-Haushaltskunden sind Letztverbraucher, 
die Energie für berufliche, landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke kaufen und einen Jahresverbrauch 
von über 10.000 kWh haben.

3.3 Überschreitet der Elektrizitätsbedarf des Kunden   
100.000 kWh je Abrechnungsjahr, ist eine Abrechnung 
zu den Preisen der Ziffer 2.3 vorgesehen.

Überschreitet der Elektrizitätsbedarf des Kunden 
voraussichtlich nachhaltig 15.000 kWh außerhalb der 
Schwachlastzeit im Abrechnungsjahr, so können die 
Stadtwerke die erforderlichen Messeinrichtungen ein-
setzen und zu den Preisen der Ziffer 2.3 abrechnen.

Außerdem sind die Stadtwerke berechtigt, die Preise 
der Ziffer 2.3 abzurechnen, wenn die höchste Viertel-
stundenleistung in mindestens zwei Monaten des Abrech-
nungsjahres 30 kW übersteigt.

Sofern eine Leistungsmessung nach den obenstehenden 
Absätzen nicht vorzunehmen ist, können Kunden oder 
Stadtwerke eine Abrechnung nach Ziffer 2.3 verlangen, 
sofern die zusätzlichen Kosten übernommen werden.

Für die Ermittlung des Leistungspreises wird die Jahres-
verrechnungsleistung - das Mittel aus den drei höchsten 
Monatsleistungen eines Abrechnungsjahres - zu Grunde 
gelegt. Die Monatsleistung ist die höchste innerhalb 
eines Monats als Viertelstundenwert gemessene Lei-
stung in Kilowatt (kW). Jedes angefangene kW der Jah-
resverrechnungsleistung wird als volles kW berechnet
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3.4	 Grund- und Ersatzversorgung für unterbrechbare 
Verbrauchseinrichtungen
.

3.4.1	Kann der Strombezug für festangeschlossene elektri-
sche Wärmepumpen zur Raumheizung von den Stadt-
werken nach Maßgabe der Ziffern 3.4.2 oder 3.4.3 
unterbrochen werden und wird der Verbrauch getrennt 
gemessen, so wird der Stromverbrauch dieser Wärme-
pumpen bei der Ermittlung des Leistungspreises nicht 
berücksichtigt. Die Abrechnung des Stromverbrauchs 
erfolgt mit den Arbeitspreisen gemäß Ziffer 2.4. Bei 
Wahl der Schwachlastregelung kommt für die während 
der Schwachlastzeit abgenommenen Kilowattstunden 
der Arbeitspreis gemäß Ziffer 2.5 zur Anwendung. 

3.4.2	Bei Wärmepumpen in bivalent-alternativ betriebenen 
Heizungsanlagen wird die Versorgung bis zu 960 Stun-
den im Jahr unterbrochen.

3.4.3	Bei Wärmepumpen, die den Jahreswärmebedarf allein 
decken (monovalente Wärmepumpen) oder in bivalent-
parallel betriebenen Heizungsanlagen eingesetzt 
werden, wird die Versorgung innerhalb von 24 Stunden 
insgesamt bis zu 6 Stunden unterbrochen. Die einzelne 
Unterbrechung wird nicht länger als zwei Stunden 
dauern. Die Betriebszeit zwischen zwei Unterbre-
chungen ist nicht kürzer als die jeweils vorangegangene 
Unterbrechung

3.4.4	Die Ziffer 3.4.1 findet auch für andere festangeschlos-
sene Verbrauchseinrichtungen Anwendung, deren 
Versorgung nach Ziffer 3.4.2 oder 3.4.3 unterbrochen 
werden kann. Für Ziffer 3.4.3 gilt dies nur, wenn dadurch 
die Lastverhältnisse der Stadtwerke nicht verschlechtert 
werden.

	 Nicht anwendbar ist Ziffer 3.4.1 auf andere Verbrauch-
seinrichtungen, die der Raumheizung dienen

3.5	 Grund- und Ersatzversorgung  
nach Schwachlastregelung

3.5.1	Die Schwachlastregelung kann nur in Verbindung mit 
einem der Tarifpreise nach den Ziffern 2.1 bis 2.4 
gewählt werden. Ein Anspruch auf die Versorgung 
von Einrichtungen und Geräten zur Raumheizung - mit 
Ausnahme von Wärmepumpen nach Ziffer 3.4 - besteht 
nicht.

3.5.2	Die Schwachlastzeit liegt zwischen 21.00 Uhr und 06.00 
Uhr. Die verbleibende Zeit gilt als HT-Zeit (Hochtarif-
zeit). 

4.	 MITTEILUNGSPFLICHTEN

Der Kunde ist verpflichtet, die zur Abrechnung des 
Entgelts und zur tariflichen Einstufung erforderlichen 
Angaben anzuzeigen.

5.	 GÜLTIGKEIT

Der von dem Kunden gewählte Tarif (Ziffern 2.3 bis 2.5) 
gilt mindestens für die Dauer eines Abrechnungsjahres.

Änderungen des Allgemeinen Tarifes werden gemäß 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung wirksam.

Diese Fassung des Allgemeinen Tarifes tritt mit dem 
01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Fassung des Allgemeinen Tarifes außer Kraft.

Rotenburg (Wümme), den 01. Januar 2022

STADTWERKE ROTENBURG (WÜMME) GMBH

Volker Meyer

Geschäftsführer
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Strompreiszusammensetzung 

Grund- und Ersatzversorgung (Haushaltskunden)

Allgemeiner Preis der Grundversorgung Strom

Verbrauchsunabhängiger Grundpreis pro Jahr 99,00 € ---

Grundpreis pro Monat 8,25 € ---

Arbeitspreis pro verbrauchter Kilowattstunde --- 29,95 Cent

Erläuterungen zu der Zusammensetzung des Allgemeinen Preises und zu den  
tatsächlichen einfließenden Kostenbelastungen

In ihrem Endpreis sind 19% Umsatzsteuer enthalten. Der Allgemeine Preis vor Umsatzsteuer (netto) beträgt:

Verbrauchsunabhängiger Grundpreis pro Jahr 83,19 € ---

Arbeitspreis pro verbrauchter Kilowattstunde --- 25,17 Cent

In den Netto-Endpreis fließen ein: Euro/Jahr Cent/kWh

Stromsteuer --- 2,050 Cent

Konzessionsabgabe (Wegenutzungsentgelt an Gemeinden) --- 1,320 Cent

Umlage nach Erneuerbare-Energien-Gesetz --- 3,723 Cent

Aufschlag nach Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz --- 0,378 Cent

Umlage nach § 19 Absatz 2 der Stromnetzentgeltverordnung --- 0,437 Cent

Offshore-Umlage nach § 17f Energiewirtschaftsgesetzes --- 0,419 Cent

Umlage nach § 18 der Verordnung zu abschaltbaren Lasten --- 0,003 Cent

Als Entgelte des Netzbetreibers fließen ein: Euro/Jahr Cent/kWh

Netzentgelt pro verbrauchter Kilowattstunde --- 5,500 Cent

Verbrauchsunabhängiger Grund-und Abrechnungspreis Netz 26,00 € ---

Messstellenbetrieb (wenn vom Netzbetreiber durchgeführt) 9,91 € ---

Saldo der genannten einfließenden Kostenbelastungen: 35,91 € 13,830 Cent

Rechnerisch ergibt sich damit als Grundversorgeranteil für die vom Grundversorger erbrachten Leistungen:

am verbrauchsunabhängigen Grundpreis pro Jahr 47,28 € ---

am Arbeitspreis pro verbrauchte Kilowattstunde --- 11,338 Cent
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Verordnung über Allgemeine Bedingungen 

für die Grundversorgung von Haushaltskunden  

und die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz

(Stromgrundversorgungsverordnung – StromGVV)  vom 26.10.2006 (BGBl. I Nr. 50 S. 2391),  

die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2034) geändert worden ist

StromGVV
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1. 	Angaben zum Kunden (Firma, Registergericht, 
Registernummer, Familienname, Vorname, Geburts-
tag, Adresse, Kundennummer),

2. 	Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder 
des Aufstellungsorts des Zählers,

3. 	Angaben zum Grundversorger (Firma, Registerge-
richt, Registernummer und Adresse) und

4. 	Angaben zum Netzbetreiber, in dessen Netzgebiet 
die Grundversorgung durchgeführt wird (Firma, 
Registergericht, Registernummer und Adresse) und

5.	Angaben zu den Allgemeinen Preisen nach § 36 
Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, wobei 
folgende Belastungen, soweit sie Kalkulationsbe-
standteil der geltenden Allgemeinen Preise sind, 
gesondert auszuweisen sind: 

a)	die Stromsteuer nach § 3 des Stromsteuergesetzes 
vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378; 2000 I S. 
147), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2436, 2725) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

b)	die Konzessionsabgabe nach Maßgabe des § 4 Absatz 
1 und 2 der Konzessionsabgabenverordnung vom 9. 
Januar 1992 (BGBl. I S. 12, 407), die zuletzt durch 
Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung vom 1. November 
2006 (BGBl. I S. 2477) geändert worden ist,

c)	 jeweils gesondert die Umlagen und Aufschläge nach 
§ 60 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, 
§ 9 Absatz 7 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, 
§ 19 Absatz 2 der Stromnetzentgeltverordnung, § 
17f Absatz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes und § 
18 der Verordnung zu abschaltbaren Lasten vom 28. 
Dezember 2012 (BGBl. I S. 2998),

d)	jeweils gesondert die Netzentgelte und die Entgelte 
der Betreiber von Energieversorgungsnetzen für den 
Messstellenbetrieb und die Messung.

	 Wenn dem Grundversorger die Angaben nach Satz 1 
Nummer 1 nicht vorliegen, ist der Kunde verpflichtet, 
sie dem Grundversorger auf Anforderung mitzuteilen. 
Zusätzlich zu den Angaben nach Satz 1 Nummer 5 hat 
der Grundversorger den auf die Grundversorgung ent-
fallenden Kostenanteil anzugeben, der sich rechnerisch 
nach Abzug der Umsatzsteuer und der Belastungen 
nach Satz 1 Nummer 5 von dem Allgemeinen Preis 
ergibt, und diesen Kostenanteil getrennt zu benennen. 
Der Grundversorger hat die jeweiligen Belastungen 
nach Satz 1 Nummer 5 sowie die Angaben nach Satz 
3 in ihrer jeweiligen Höhe mit der Veröffentlichung 
der Allgemeinen Preise nach § 36 Absatz 1 Satz 1 des 
Energiewirtschaftsgesetzes auf seiner Internetseite zu 
veröffentlichen. Auf die Veröffentlichung der jeweiligen 

TEIL 1  
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1	 Anwendungsbereich,  
Begriffsbestimmungen

(1) 	 Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, 
zu denen Elektrizitätsversorgungsunternehmen Haus-
haltskunden in Niederspannung im Rahmen der Grund-
versorgung nach § 36 Abs. 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes zu Allgemeinen Preisen mit Elektrizität zu 
beliefern haben. Die Bestimmungen dieser Verordnung 
sind Bestandteil des Grundversorgungsvertrages zwi-
schen Grundversorgern und Haushaltskunden. Diese 
Verordnung regelt zugleich die Bedingungen für die 
Ersatzversorgung nach § 38 Abs. 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes. Sie gilt für alle nach dem 12. Juli 2005 
abgeschlossenen Versorgungsverträge, soweit diese 
nicht vor dem 08. November 2006 beendet worden sind.

(2) 	 Kunden im Sinne dieser Verordnung sind der Haus-
haltskunde und im Rahmen der Ersatzversorgung der 
Letztverbraucher.

(3) 	 Grundversorger im Sinne dieser Verordnung ist ein Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen, das nach § 36 Abs. 1 
des Energiewirtschaftsgesetzes in einem Netzgebiet die 
Grundversorgung mit Elektrizität durchführt.

§ 2	 Vertragsschluss
(1) 	 Der Grundversorgungsvertrag soll in Textform abge-

schlossen werden. Ist er auf andere Weise zustande 
gekommen, so hat der Grundversorger den Vertrags-
schluss dem Kunden unverzüglich in Textform zu bestä-
tigen.

(2) 	 Kommt der Grundversorgungsvertrag dadurch zustande, 
dass Elektrizität aus dem Elektrizitätsversorgungsnetz 
der allgemeinen Versorgung entnommen wird, über das 
der Grundversorger die Grundversorgung durchführt, 
so ist der Kunde verpflichtet, dem Grundversorger die 
Entnahme von Elektrizität unverzüglich in Textform 
mitzuteilen. Die Mitteilungspflicht gilt auch, wenn 
die Belieferung des Kunden durch ein Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen endet und der Kunde kein 
anschließendes Lieferverhältnis mit einem anderen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen begründet hat.

(3) 	 Im Vertrag oder in der Vertragsbestätigung ist auf die 
Allgemeinen Bedingungen einschließlich der ergän-
zenden Bedingungen des Grundversorgers hinzuweisen. 
Des Weiteren ist der Kunde ausdrücklich darauf hinzu-
weisen, dass Ansprüche wegen Versorgungsstörungen 
im Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 1 gegen den Netzbetreiber 
geltend gemacht werden können. Der Grundversor-
gungsvertrag oder die Bestätigung des Grundversorgers 
in Textform sollen eine zusammenhängende Aufstellung 
aller für einen Vertragsschluss notwendigen Angaben 
enthalten, insbesondere
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Höhe der in Satz 1 Nummer 5 Buchstabe c genannten 
Belastungen auf einer Informationsplattform der deut-
schen Übertragungsnetzbetreiber hat der Grundversor-
ger ergänzend hinzuweisen. Zusätzlich ist in dem Vertrag 
oder der Vertragsbestätigung hinzuweisen auf

1. 	die Allgemeinen Bedingungen und auf diese ergän-
zende Bedingungen,

2.	die Möglichkeit des Kunden, Ansprüche wegen Ver-
sorgungsstörungen gegen den Netzbetreiber nach § 
6 Absatz 3 Satz 1 geltend zu machen und

3.	das Recht des Kunden nach § 111b Absatz 1 Satz 1 
des Energiewirtschaftsgesetzes eine Schlichtungs-
stelle anzurufen und die Anschrift der zuständigen 
Schlichtungsstelle sowie auf den Verbraucherservice 
der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität 
und Gas und dessen Anschrift.

	 Die Hinweise nach Satz 6 Nummer 3 hat der Grundver-
sorger auch auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

(4) 	 Der Grundversorger ist verpflichtet, jedem Neukunden 
rechtzeitig vor Vertragsschluss und in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 2 mit der Bestätigung des Vertrags-
schlusses sowie auf Verlangen den übrigen Kunden die 
Allgemeinen Bedingungen unentgeltlich auszuhändigen. 
Satz 1 gilt entsprechend für die ergänzenden Bedin-
gungen; diese hat der Grundversorger öffentlich bekannt 
zu geben und auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

(5) 	 Der Abschluss eines Grundversorgungsvertrages darf 
nicht davon abhängig gemacht werden, dass Zahlungs-
rückstände eines vorherigen Anschlussnutzers beglichen 
werden.

§ 3	 Ersatzversorgung
(1) 	 Für die Ersatzversorgung nach § 38 des Energiewirt-

schaftsgesetzes gelten die §§ 4 bis 8, 10 bis 19 und 22 
sowie für die Beendigung der Ersatzversorgung nach 
§ 38 Abs. 2 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes § 
20 Abs. 3 entsprechend; § 11 Abs. 2 gilt mit der Maß-
gabe, dass der Grundversorger den Energieverbrauch 
aufgrund einer rechnerischen Abgrenzung schätzen und 
den anteiligen Verbrauch in Rechnung stellen darf.

(2) 	 Der Grundversorger hat dem Kunden unverzüglich nach 
Kenntnisnahme den Zeitpunkt des Beginns und des 
Endes der Ersatzversorgung in Textform mitzuteilen. 
Dabei hat er ebenfalls mitzuteilen, dass spätestens 
nach dem Ende der Ersatzversorgung zur Fortsetzung 
des Elektrizitätsbezugs der Abschluss eines Bezugsver-
trages durch den Kunden erforderlich ist; auf § 2 Abs. 
2 ist hinzuweisen.
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TEIL 2   
VERSORGUNG

§ 4	 Bedarfsdeckung
	 Der Kunde ist für die Dauer des Grundversorgungs-

vertrages verpflichtet, seinen gesamten leitungsge-
bundenen Elektrizitätsbedarf aus den Elektrizitätslie-
ferungen des Grundversorgers zu decken. Ausgenom-
men ist die Bedarfsdeckung durch Eigenanlagen der 
Kraft-Wärme-Kopplung bis 50 Kilowatt elektrischer 
Leistung und aus Erneuerbaren Energien; ferner durch 
Eigenanlagen, die ausschließlich der Sicherstellung des 
Elektrizitätsbedarfs bei Aussetzen der Grundversor-
gung dienen (Notstromaggregate). Notstromaggregate 
dürfen außerhalb ihrer eigentlichen Bestimmungen nicht 
mehr als 15 Stunden monatlich zur Erprobung betrieben 
werden.

§ 5 	 Art der Versorgung; Änderungen der  
Allgemeinen Preise und ergänzenden Bedingungen

(1) 	 Welche Stromart (Drehstrom oder Wechselstrom) und 
Spannungsart für das Vertragsverhältnis maßgebend 
sein sollen, ergibt sich aus der Stromart und Spannung 
des jeweiligen Elektrizitätsversorgungsnetzes der all-
gemeinen Versorgung, an das die Anlage, über die der 
Kunde Strom entnimmt, angeschlossen ist.

(2) 	 Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergän-
zenden Bedingungen werden jeweils zum Monatsbeginn 
und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, die 
mindestens sechs Wochen vor der beabsichtigten Ände-
rung erfolgen muss. Der Grundversorger ist verpflichtet, 
zu den beabsichtigten Änderungen zeitgleich mit der 
öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche Mitteilung 
an den Kunden zu versenden und die Änderungen auf 
seiner Internetseite zu veröffentlichen; hierbei hat er 
den Umfang, den Anlass und die Voraussetzungen der 
Änderung sowie den Hinweis auf die Rechte des Kunden 
nach Absatz 3 und die Angaben nach § 2 Absatz 3 Satz 
1 Nummer 5 und Satz 3 in übersichtlicher Form anzu-
geben.

(3) 	 Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergän-
zenden Bedingungen werden gegenüber demjenigen 
Kunden nicht wirksam, der bei einer fristgemäßen 
Kündigung des Vertrages mit dem Grundversorger die 
Einleitung eines Wechsels des Versorgers durch entspre-
chenden Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Kündigung nachweist.

§ 5a	 Kalkulatorische Neuermittlung bei Änderungen  
staatlich gesetzter oder regulierter Belastungen

(1) 	 Bei Änderungen der Belastungen nach § 2 Absatz 3 Satz 
1 Nummer 5, die in die Kalkulation des Allgemeinen 
Preises eingeflossen sind, ist der Grundversorger unter 
Beachtung der geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
berechtigt, die Allgemeinen Preise jederzeit neu zu 
ermitteln und dabei die Änderung in das Ergebnis der 
Kalkulation einfließen zu lassen. Sinkt der Saldo der 
Belastungen nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buch-
stabe a bis c, ist der Grundversorger abweichend von 
Satz 1 verpflichtet, die Allgemeinen Preise unverzüglich 
neu zu ermitteln und dabei den gesunkenen Saldo in 
das Ergebnis der Kalkulation einfließen zu lassen. Die 
Verpflichtung zur Neuermittlung nach Satz 2 entsteht in 
dem Zeitraum vom 15. Oktober bis 31. Dezember eines 
Jahres erst, wenn alle von Satz 1 erfassten Belastungen 
für das Folgejahr feststehen.

(2) 	 Sonstige Rechte und Verpflichtungen zur Neukalkulation 
und die Rechte und Verpflichtungen in Bezug auf Ände-
rungen der Allgemeinen Preise sowie die Pflichten des 
Grundversorgers nach § 5 Absatz 2 und die Rechte des 
Kunden nach § 5 Absatz 3 bleiben unberührt.

§ 6	 Umfang der Grundversorgung
(1) 	 Der Grundversorger ist im Interesse des Kunden ver-

pflichtet, die für die Durchführung der Grundversorgung 
erforderlichen Verträge mit Netzbetreibern abzuschlie-
ßen. Er hat die ihm möglichen Maßnahmen zu treffen, 
um dem Kunden am Ende des Netzanschlusses, zu dessen 
Nutzung der Kunde nach der Niederspannungsanschluss-
verordnung berechtigt ist, zu den jeweiligen Allgemeinen 
Preisen und Bedingungen Elektrizität zur Verfügung zu 
stellen. Die Elektrizität wird im Rahmen der Grundver-
sorgung für die Zwecke des Letztverbrauchs geliefert.

(2) 	 Der Grundversorger ist verpflichtet, den Elektrizitäts-
bedarf des Kunden im Rahmen des § 36 des Energie-
wirtschaftsgesetzes zu befriedigen und für die Dauer 
des Grundversorgungsvertrages im vertraglich vorgese-
henen Umfang nach Maßgabe des Absatzes 1 jederzeit 
Elektrizität zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht,

1.	 soweit die Allgemeinen Preise oder Allgemeinen Bedin-
gungen zeitliche Beschränkungen vorsehen,

2.	 soweit und solange der Netzbetreiber den Netz-
anschluss und die Anschlussnutzung nach § 17 der 
Niederspannungsanschlussverordnung oder § 24 Abs. 
1, 2 und 5 der Niederspannungsanschlussverordnung 
unterbrochen hat oder
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3.	 soweit und solange der Grundversorger an der Erzeu-
gung, dem Bezug oder der vertragsgemäßen Lieferung 
von Elektrizität durch höhere Gewalt oder sonstige 
Umstände, deren Beseitigung ihm nicht möglich ist oder 
im Sinne des § 36 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschafts-
gesetzes wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist.

(3) 	 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten 
in der Elektrizitätsversorgung ist, soweit es sich um 
Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich 
des Netzanschlusses handelt, der Grundversorger von 
der Leistungspflicht befreit. Satz 1 gilt nicht, soweit die 
Unterbrechung auf nicht berechtigten Maßnahmen des 
Grundversorgers nach § 19 beruht. Der Grundversorger 
ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen unverzüg-
lich über die mit der Schadensverursachung durch den 
Netzbetreiber zusammenhängenden Tatsachen insoweit 
Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm 
in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.

§ 7	 Erweiterung und Änderung von Anlagen  
und Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten

	 Erweiterungen und Änderungen von Kundenanlagen 
sowie die Verwendung zusätzlicher Verbrauchsgeräte 
sind dem Grundversorger mitzuteilen, soweit sich 
dadurch preisliche Bemessungsgrößen ändern. Nähere 
Einzelheiten über den Inhalt der Mitteilung kann der 
Grundversorger in ergänzenden Bedingungen regeln.
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machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des 
Betrags, den der Kunde bei Erfüllung seiner Verpflich-
tung nach dem für ihn geltenden Allgemeinen Preis 
zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf längstens für 
einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden.

(3) 	 Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn 
der Mitteilungspflicht nicht festzustellen, so kann die 
Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der 
Absätze 1 und 2 für einen geschätzten Zeitraum, der 
längstens sechs Monate betragen darf, erhoben werden.

TEIL 3   
AUFGABEN UND RECHTE DES GRUNDVERSORGERS

§ 8	 Messeinrichtungen
(1) 	 Die vom Grundversorger gelieferte Elektrizität wird 

durch die Messeinrichtungen nach § 21b des Energie-
wirtschaftsgesetzes festgestellt.

(2) 	 Der Grundversorger ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Kunden jederzeit eine Nachprüfung der Messein-
richtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 
anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 2 Abs. 4 des 
Eichgesetzes beim Messstellenbetreiber zu veranlas-
sen. Stellt der Kunde den Antrag auf Prüfung nicht 
bei dem Grundversorger, so hat er diesen zugleich mit 
der Antragstellung zu benachrichtigen. Die Kosten der 
Prüfung fallen dem Grundversorger zur Last, falls die 
Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen 
überschreitet, sonst dem Kunden.

§ 9	 Zutrittsrecht
	 Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem 

mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netz-
betreibers, des Messstellenbetreibers oder des Grund-
versorgers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu 
seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung 
preislicher Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung 
der Messeinrichtungen nach § 11 erforderlich ist. Die 
Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweili-
gen Kunden oder durch Aushang an oder im jeweiligen 
Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem 
Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatzter-
min ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die Messeinrichtungen zugänglich sind.

§ 10	 Vertragsstrafe
(1) 	 Verbraucht der Kunde Elektrizität unter Umgehung, 

Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen oder nach Unterbrechung der Grundversorgung, 
so ist der Grundversorger berechtigt, eine Vertrags-
strafe zu verlangen. Diese ist für die Dauer des unbe-
fugten Gebrauchs, längstens aber für sechs Monate auf 
der Grundlage einer täglichen Nutzung der unbefugt 
verwendeten Verbrauchsgeräte von bis zu zehn Stunden 
nach dem für den Kunden geltenden Allgemeinen Preis 
zu berechnen.

(2) 	 ine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der 
Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig die Verpflichtung 
verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu 
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TEIL 4   
ABRECHNUNG DER ENERGIELIEFERUNG

§ 11	 Ablesung
(1) 	 Der Grundversorger ist berechtigt, für Zwecke der 

Abrechnung die Ablesedaten zu verwenden, die er vom 
Netzbetreiber erhalten hat.

(2) 	 Der Grundversorger kann die Messeinrichtungen selbst 
ablesen oder verlangen, dass diese vom Kunden abgele-
sen werden, wenn dies

1.	zum Zwecke einer Abrechnung nach § 12 Abs. 1,

2.	anlässlich eines Lieferantenwechsels oder

3.	bei einem berechtigten Interesse des Grundversor-
gers an einer Überprüfung derAblesung

	 erfolgt. Der Kunde kann einer Selbstablesung im Ein-
zelfall widersprechen, wenn diese ihm nicht zumutbar 
ist. Der Grundversorger darf bei einem berechtigten 
Widerspruch nach Satz 2 für eine eigene Ablesung kein 
gesondertes Entgelt verlangen.

(3)	 Wenn der Netzbetreiber oder der Grundversorger das 
Grundstück und die Räume des Kunden nicht zum Zwecke 
der Ablesung betreten kann, darf der Grundversorger 
den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung 
oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch ver-
gleichbarer Kunden unter angemessener Berücksichti-
gung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen. Dasselbe 
gilt, wenn der Kunde eine vereinbarte Selbstablesung 
nicht oder verspätet vornimmt.

§ 12	 Abrechnung
(1) 	 Der Elektrizitätsverbrauch wird nach Wahl des Grund-

versorgers monatlich oder in anderen Zeitabschnitten, 
die jedoch zwölf Monate nicht wesentlich überschreiten 
dürfen, abgerechnet.

(2) 	 Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die 
verbrauchsabhängigen Preise, so wird der für die neuen 
Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet; 
jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der 
Grundlage der für Haushaltskunden maßgeblichen 
Erfahrungswerte angemessen zu berücksichtigen. Ent-
sprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes 
und erlösabhängiger Abgabensätze.

(3) 	 Im Falle einer Belieferung nach § 2 Abs. 2 ist entspre-
chend Absatz 2 Satz 1 eine pauschale zeitanteilige 
Berechnung des Verbrauchs zulässig, es sei denn, der 
Kunde kann einen geringeren als den von dem Grund-
versorger angesetzten Verbrauch nachweisen.

§ 13	 Abschlagszahlungen
(1) 	 Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet, 

so kann der Grundversorger für die nach der letzten 
Abrechnung verbrauchte Elektrizität eine Abschlags-
zahlung verlangen. Diese ist anteilig für den Zeitraum 
der Abschlagszahlung entsprechend dem Verbrauch 
im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist 
eine solche Berechnung nicht möglich, so bemisst sich 
die Abschlagszahlung nach dem durchschnittlichen 
Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde 
glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, 
so ist dies angemessen zu berücksichtigen.

(2) 	 Ändern sich die Allgemeinen Preise, so können die nach 
der Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen mit 
dem Vomhundertsatz der Preisänderung entsprechend 
angepasst werden.

(3) 	 Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlags-
zahlungen verlangt wurden, so ist der übersteigende 
Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit 
der nächsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach 
Beendigung des Versorgungsverhältnisses sind zuviel 
gezahlte Abschläge unverzüglich zu erstatten.

§ 14	 Vorauszahlungen
(1) 	 Der Grundversorger ist berechtigt, für den Elektrizitäts-

verbrauch eines Abrechnungszeitraums Vorauszahlung 
zu verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles 
Grund zu der Annahme besteht, dass der Kunde seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommt. Bei Verlangen einer Vorauszahlung ist der 
Kunde hierüber ausdrücklich und in verständlicher Form 
zu unterrichten. Hierbei sind mindestens der Beginn, 
die Höhe und die Gründe der Vorauszahlung sowie die 
Voraussetzungen für ihren Wegfall anzugeben.

(2) 	 Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des 
vorhergehenden Abrechnungszeitraums oder dem durch-
schnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht 
der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich 
geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. 
Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum über mehrere 
Monate und erhebt der Grundversorger Abschlagszah-
lungen, so kann er die Vorauszahlung nur in ebenso vielen 
Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der 
nächsten Rechnungserteilung zu verrechnen.

(3) 	 Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Grund-
versorger beim Kunden einen Bargeld- oder Chipkarten-
zähler oder sonstige vergleichbare Vorkassensysteme 
einrichten.
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§ 15	 Sicherheitsleistung
(1) 	 Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach § 14 nicht bereit 

oder nicht in der Lage, kann der Grundversorger in 
angemessener Höhe Sicherheit verlangen.

(2) 	 Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz 
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches verzinst.

(3) 	 Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter 
Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich seinen Zah-
lungsverpflichtungen aus dem Grundversorgungsver-
hältnis nach, so kann der Grundversorger die Sicherheit 
verwerten. Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung hin-
zuweisen. Kursverluste beim Verkauf von Wertpapieren 
gehen zu Lasten des Kunden.

(4) 	 Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, wenn 
keine Vorauszahlung mehr verlangt werden kann.

§ 16	  Rechnungen und Abschläge
(1) 	 Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen 

einfach verständlich sein. Die für die Forderung maß-
geblichen Berechnungsfaktoren sind vollständig und in 
allgemein verständlicher Form auszuweisen.

(2) 	 Der Grundversorger hat in den ergänzenden Bedingun-
gen mindestens zwei mögliche Zahlungsweisen anzuge-
ben.

§ 17	 Zahlung, Verzug
(1) 	 Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom Grund-

versorger angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch 
zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung 
fällig. Einwände gegen Rechnungen und Abschlagsbe-
rechnungen berechtigen gegenüber dem Grundversorger 
zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung 
nur,

1.	soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtli-
chen Fehlers besteht, oder,

2.	sofern

a)	der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne 
ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der 
vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnung-
zeitraum ist und

b)	der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung 
verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht 
die ordnungsgemäße Funktion des Messgeräts fest-
gestellt ist.

	 § 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 
unberührt.

(2) 	 Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Grundversor-
ger, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den 
Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die 

dadurch entstandenen Kosten für strukturell vergleich-
bare Fälle pauschal berechnen; die pauschale Berech-
nung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale 
darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen 
des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen.

(3)	 Gegen Ansprüche des Grundversorgers kann vom Kunden 
nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

§ 18	 Berechnungsfehler
(1)	 Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Über-

schreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder werden 
Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages fest-
gestellt, so ist die Überzahlung vom Grundversorger 
zurückzuzahlen oder der Fehlbetrag vom Kunden nach-
zuentrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei 
festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, 
so ermittelt der Grundversorger den Verbrauch für die 
Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem 
Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und 
des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden Able-
sezeitraums oder auf Grund des vorjährigen Verbrauchs 
durch Schätzung; die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. Bei Berechnungsfeh-
lern auf Grund einer nicht ordnungsgemäßen Funktion 
einer Messeinrichtung ist der vom Messstellenbetreiber 
ermittelte und dem Kunden mitgeteilte korrigierte Ver-
brauch der Nachberechnung zu Grunde zu legen.

(2)	 Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung 
des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, 
es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen 
größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall 
ist der Anspruch auf längstens drei Jahre beschränkt.
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§ 20	 Kündigung
(1)	 Der Grundversorgungsvertrag kann mit einer Frist von 

zwei Wochen gekündigt werden. Eine Kündigung durch 
den Grundversorger ist nur möglich, soweit eine Pflicht 
zur Grundversorgung nach § 36 Abs. 1 Satz 2 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes nicht besteht.

(2)	 Die Kündigung bedarf der Textform. Der Grundversor-
ger soll eine Kündigung des Kunden unverzüglich nach 
Eingang in Textform bestätigen.

(3)	 Der Grundversorger darf keine gesonderten Entgelte für 
den Fall einer Kündigung des Vertrages, insbesondere 
wegen eines Wechsels des Lieferanten, verlangen.

§ 21	 Fristlose Kündigung
	 Der Grundversorger ist in den Fällen des § 19 Abs. 1 

berechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos zu kündigen, 
wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung der 
Grundversorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederhol-
ten Zuwiderhandlungen nach § 19 Abs. 2 ist der Grund-
versorger zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie 
zwei Wochen vorher angedroht wurde; § 19 Abs. 2 Satz 
2 und 3 gilt entsprechend.

TEIL 5	  
BEENDIGUNG DES   
GRUNDVERSORGUNGSVERHÄLTNISSES

§ 19	 Unterbrechung der Versorgung
(1)	 Der Grundversorger ist berechtigt, die Grundversorgung 

ohne vorherige Androhung durch den Netzbetreiber 
unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde dieser Ver-
ordnung in nicht unerheblichem Maße schuldhaft zuwi-
derhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um 
den Gebrauch von elektrischer Arbeit unter Umgehung, 
Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern.

(2)	 Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
der Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist der Grundversorger berechtigt, die Grund-
versorgung vier Wochen nach Androhung unterbrechen 
zu lassen und den zuständigen Netzbetreiber nach § 24 
Abs. 3 der Niederspannungsanschlussverordnung mit der 
Unterbrechung der Grundversorgung zu beauftragen. 
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Unterbrechung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht 
besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. 
Der Grundversorger kann mit der Mahnung zugleich die 
Unterbrechung der Grundversorgung androhen, sofern 
dies nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zuwi-
derhandlung steht. Wegen Zahlungsverzuges darf der 
Grundversorger eine Unterbrechung unter den in den 
Sätzen 1 bis 3 genannten Voraussetzungen nur durchfüh-
ren lassen, wenn der Kunde nach Abzug etwaiger Anzah-
lungen mit Zahlungsverpflichtungen von mindestens 100 
Euro in Verzug ist. Bei der Berechnung der Höhe des 
Betrages nach Satz 4 bleiben diejenigen nicht titulierten 
Forderungen außer Betracht, die der Kunde form- und 
fristgerecht sowie schlüssig begründet beanstandet hat. 
Ferner bleiben diejenigen Rückstände außer Betracht, 
die wegen einer Vereinbarung zwischen Versorger und 
Kunde noch nicht fällig sind oder die aus einer streitigen 
und noch nicht rechtskräftig entschiedenen Preiserhö-
hung des Grundversorgers resultieren.

(3)	 Der Beginn der Unterbrechung der Grundversorgung ist 
dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukündigen.

(4)	 Der Grundversorger hat die Grundversorgung unverzüg-
lich wiederherstellen zu lassen, sobald die Gründe für 
ihre Unterbrechung entfallen sind und der Kunde die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung der 
Belieferung ersetzt hat. Die Kosten können für struk-
turell vergleichbare Fälle pauschal berechnet werden; 
die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar 
sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf 
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem 
Kunden zu gestatten.
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TEIL 6	  
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 22	 Gerichtsstand
	 Gerichtsstand für die beiderseitigen Verpflichtungen aus 

dem Grundversorgungsvertrag ist der Ort der Elektrizi-
tätsabnahme durch den Kunden.

§ 23	 Übergangsregelungen
(1)	 Der Grundversorger ist verpflichtet, die Kunden durch 

öffentliche Bekanntgabe und Veröffentlichung auf seiner 
Internetseite über die Vertragsanpassung nach § 115 
Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes zu infor-
mieren. Die Anpassung erfolgt, soweit die Frist nach § 
115 Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes noch 
nicht abgelaufen ist, durch die öffentliche Bekanntgabe 
nach Satz 1 mit Wirkung vom auf die Bekanntmachung 
folgenden Tag.

(2)	 Abweichend von § 5 Abs. 2 Satz 1 werden bis zum 1. 
Juli 2007 Änderungen der Allgemeinen Preise und der 
ergänzenden Bedingungen am Tage nach der öffentlichen 
Bekanntgabe wirksam, soweit es sich um Änderungen 
handelt, die nach § 12 Abs. 1 der Bundestarifordnung 
Elektrizität genehmigt worden sind.
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1.	 Erweiterung und Änderung von Kundenanlagen 
und Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten  
(§ 7 StromGVV)

	 Erweiterungen oder Änderungen von Kundenanlagen 
sowie die Verwendung zusätzlicher Verbrauchsgeräte 
sind SR in Textform mitzuteilen, soweit sich dadurch 
preisliche Bemessungsgrößen ändern. Entstehen SR 
durch die vom Kunden verursachte Erweiterung oder 
Änderung der Kundenanlage bzw. die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchsgeräte Mehrkosten, sind diese 
vom Kunden zu tragen. 

2.	 Messeinrichtungen (§ 8 StromGVV)

	 Sollen Messeinrichtungen auf Wunsch des Kunden nach-
geprüft werden, sind von ihm die von einer Eichbehörde 
oder einer staatlich anerkannten Prüfstelle im Sinne 
des § 2 Abs. 4 des Eichgesetzes sowie die vom Mess-
stellen- oder Netzbetreiber hierfür verlangten Kosten 
zu tragen, falls die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen 
nicht überschritten werden. 

	 Stellt der Kunde den Antrag auf Prüfung nicht bei SR, 
sondern bei einem anderen Messstellenbetreiber, so ist 
SR zugleich mit der Antragstellung zu benachrichtigen. 

3.	 Abrechnung, Abschlagsrechnungen  
(§§ 12, 13 StromGVV)

	 Der Elektrizitätsverbrauch des Kunden wird in der Regel 
einmal jährlich festgestellt und abgerechnet. SR ist 
berechtigt, in kürzeren Zeitabständen Rechnungen zu 
legen.

	 Der Kunde leistet monatlich gleich bleibende, von SR 
nach Maßgabe der StromGVV festzulegende Abschlags-
zahlungen auf den Elektrizitätsverbrauch jeweils zum 
15. eines jeden Monats. SR ist berechtigt, einen ande-
ren Zeitpunkt und Zeitraum für die Abschlagzahlungen 
festzulegen.

4.	 Zahlungen (§ 16 StromGVV)

	 Die Zahlungen fälliger Rechnungsbeträge und 
Abschlagszahlungen für Elektrizitätslieferungen sowie 
Rechnungsbeträge für sonstige Lieferungen und Leis-
tungen können per Lastschrift, Überweisung oder Bar-
einzahlung erfolgen.

5.	 Zahlungsverzug (§ 17 StromGVV)

	 Für jede Mahnung fälliger Rechnungsbeträge oder 
Abschlagszahlungen für Elektrizitätslieferungen sowie 
Rechnungsbeträge für sonstige Lieferungen und Leis-
tungen werden berechnet:

	 a) für die schriftliche Mahnung� €   2,50

	 b) für die persönliche Vorsprache eines Beauftragten   
........von SR� € 15,00

	 Die aufgeführten Preise unterliegen nicht der Umsatz-
steuerabrechnung.

6.	 Kosten für die Unterbrechung und Wiederauf-
nahme der Versorgung (§ 19 StromGVV)

	 Für die Unterbrechung und Wiederaufnahme der Elek-
trizitätsversorgung sind vom Kunden die vom Messstel-
len- oder Netzbetreiber hierfür verlangten Kosten zu 
tragen.

7.	 Gültigkeit 

	 Diese Ergänzenden Bedingungen der Stadtwerke 
Rotenburg (Wümme) GmbH zur StromGVV treten mit 
Wirkung zum 1. April 2008 in Kraft. Sie ersetzen die 
Ergänzenden Bestimmungen zur Verordnung über Allge-
meine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von 
Tarifkunden (AVBEltV). 

	
Die neuen Ergänzenden Bedingungen erhalten Sie in unseren 
Geschäftsräumen oder im Internet unter 	
www.stadtwerke-rotenburg.de

 

Rotenburg (Wümme), 17. November 2008

Stadtwerke Rotenburg (Wümme) GmbH

Ergänzende Bedingungen

zur „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden 

und die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz 

(Stromgrundversorgungsverordnung – StromGVV)“
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(4) 	 Bei angeschlossenen Grundstücken oder Gebäuden 
entsteht das Netzanschlussverhältnis mit dem Eigentum-
serwerb an der Kundenanlage zwischen dem jeweiligen 
Eigentümer und dem Netzbetreiber, sofern der bishe-
rige Eigentümer der Anschlussnehmer gewesen ist. Zu 
diesem Zeitpunkt erlischt das Netzanschlussverhältnis 
mit dem bisherigen Anschlussnehmer, sofern dieser 
Eigentümer der Kundenanlage gewesen ist; hinsichtlich 
bis dahin begründeter Zahlungsansprüche und Verbind-
lichkeiten bleibt der bisherige Anschlussnehmer berech-
tigt und verpflichtet. Den Eigentumsübergang und die 
Person des neuen Anschlussnehmers hat der bisherige 
Anschlussnehmer dem Netzbetreiber unverzüglich in 
Textform anzuzeigen. Der bisherige Anschlussnehmer 
hat dem neuen Anschlussnehmer die Angaben nach § 4 
Abs. 1 Nr. 4 zu übermitteln.

(5)	 Der Netzbetreiber hat dem neuen Anschlussnehmer den 
Vertragsschluss oder die Anzeige nach Absatz 4 Satz 3 
unverzüglich in Textform zu bestätigen. Im Vertrag nach 
Absatz 2 oder in der Bestätigung nach Satz 1 ist auf die 
Allgemeinen Bedingungen einschließlich der ergänzen-
den Bedingungen des Netzbetreibers hinzuweisen.

§ 3	 Anschlussnutzungsverhältnis
(1)	 Inhalt der Anschlussnutzung ist das Recht zur Nutzung 

des Netzanschlusses zur Entnahme von Elektrizität. 
Die Anschlussnutzung umfasst weder die Belieferung 
des Anschlussnutzers mit Elektrizität noch den Zugang 
zu den Elektrizitätsversorgungsnetzen im Sinne des 
§ 20 des Energiewirtschaftsgesetzes. Das Anschluss-
nutzungsverhältnis besteht zwischen dem jeweiligen 
Anschlussnutzer und dem Netzbetreiber.

(2)	 Das Anschlussnutzungsverhältnis kommt dadurch 
zustande, dass über den Netzanschluss Elektrizität aus 
dem Verteilernetz entnommen wird, wenn

1.	der Anschlussnutzer spätestens im Zeitpunkt der 
erstmaligen Entnahme einen Vertrag über den 
Bezug von Elektrizität abgeschlossen hat oder die 
Voraussetzungen einer Ersatzversorgung nach § 38 
des Energiewirtschaftsgesetzes vorliegen und

2.	dem Anschlussnutzer oder dessen Lieferanten ein 
Recht auf Netzzugang nach § 20 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zusteht.

	 Bei Kenntnis über den Wegfall der Voraussetzungen 
nach Satz 1 Nr. 2 ist der Netzbetreiber verpflichtet, 
den Anschlussnutzer und den Grundversorger hierü-
ber unverzüglich in Textform zu unterrichten und den 
Anschlussnutzer auf die Grundversorgung nach § 36 des 
Energiewirtschaftsgesetzes und die Ersatzversorgung 
nach § 38 des Energiewirtschaftsgesetzes hinzuweisen.

TEIL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1	 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen
(1) 	 Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, 

zu denen Netzbetreiber nach § 18 Abs. 1 des Energie-
wirtschaftsgesetzes jedermann an ihr Niederspannungs-
netz anzuschließen und den Anschluss zur Entnahme 
von Elektrizität zur Verfügung zu stellen haben. Diese 
sind Bestandteil der Rechtsverhältnisse über den 
Netzanschluss an das Elektrizitätsversorgungsnetz 
der allgemeinen Versorgung (Netzanschluss) und die 
Anschlussnutzung, soweit sie sich nicht ausdrücklich 
allein auf eines dieser Rechtsverhältnisse beziehen. 
Die Verordnung gilt für alle nach dem 12. Juli 2005 
abgeschlossenen Netzanschlussverhältnisse und ist auch 
auf alle Anschlussnutzungsverhältnisse anzuwenden, die 
vor ihrem Inkrafttreten entstanden sind. Sie gilt nicht 
für den Netzanschluss von Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien und aus Grubengas.

(2) 	 Anschlussnehmer ist jedermann im Sinne des § 18 Abs. 
1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, in dessen Auf-
trag ein Grundstück oder Gebäude an das Niederspan-
nungsnetz angeschlossen wird oder im Übrigen jeder 
Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks 
oder Gebäudes, das an das Niederspannungsnetz ange-
schlossen ist.

(3) 	 Anschlussnutzer ist jeder Letztverbraucher, der im 
Rahmen eines Anschlussnutzungsverhältnisses einen 
Anschluss an das Niederspannungsnetz zur Entnahme 
von Elektrizität nutzt.

(4)	 Netzbetreiber im Sinne dieser Verordnung ist der 
Betreiber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes der all-
gemeinen Versorgung im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 
des Energiewirtschaftsgesetzes.

§ 2	 Netzanschlussverhältnis
(1) 	 Das Netzanschlussverhältnis umfasst den Anschluss der 

elektrischen Anlage über den Netzanschluss und dessen 
weiteren Betrieb. Es besteht zwischen dem Anschluss-
nehmer und dem Netzbetreiber.

(2) 	 Das Netzanschlussverhältnis entsteht durch Vertrag 
erstmalig mit dem Anschlussnehmer, der die Herstellung 
des Netzanschlusses in Auftrag gibt. Bei Herstellung 
eines Netzanschlusses ist der Netzanschlussvertrag 
schriftlich abzuschließen.

(3) 	 Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigte sind, haben die schriftliche Zustim-
mung des Grundstückseigentümers zur Herstellung und 
Änderung des Netzanschlusses unter Anerkennung der 
für den Anschlussnehmer und ihn damit verbundenen 
Verpflichtungen beizubringen.
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TEIL 2 
NETZANSCHLUSS

§ 5	 Netzanschluss
	 Der Netzanschluss verbindet das Elektrizitätsversor-

gungsnetz der allgemeinen Versorgung mit der elektri-
schen Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt an der 
Abzweigstelle des Niederspannungsnetzes und endet 
mit der Hausanschlusssicherung, es sei denn, dass eine 
abweichende Vereinbarung getroffen wird; in jedem Fall 
sind auf die Hausanschlusssicherung die Bestimmungen 
über den Netzanschluss anzuwenden.

§ 6	 Herstellung des Netzanschlusses
(1) 	 Netzanschlüsse werden durch den Netzbetreiber her-

gestellt. Die Herstellung des Netzanschlusses soll vom 
Anschlussnehmer schriftlich in Auftrag gegeben werden; 
auf Verlangen des Netzbetreibers ist ein von diesem zur 
Verfügung gestellter Vordruck zu verwenden. Der Netz-
betreiber hat dem Anschlussnehmer den voraussichtli-
chen Zeitbedarf für die Herstellung des Netzanschlusses 
mitzuteilen.

(2) 	 Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse werden nach 
Beteiligung des Anschlussnehmers und unter Wahrung 
seiner berechtigten Interessen vom Netzbetreiber nach 
den anerkannten Regeln der Technik bestimmt. Das 
Interesse des Anschlussnehmers an einer kostengünsti-
gen Errichtung der Netzanschlüsse ist dabei besonders 
zu berücksichtigen.

(3) 	 Auf Wunsch des Anschlussnehmers hat der Netzbetrei-
ber die Errichter weiterer Anschlussleitungen sowie 
der Telekommunikationslinien im Sinne des § 3 Nr. 26 
des Telekommunikationsgesetzes im Hinblick auf eine 
gemeinsame Verlegung der verschiedenen Gewerke zu 
beteiligen. Er führt die Herstellung oder Änderungen 
des Netzanschlusses entweder selbst oder mittels Nach-
unternehmer durch. Wünsche des Anschlussnehmers bei 
der Auswahl des durchführenden Nachunternehmers 
sind vom Netzbetreiber angemessen zu berücksichtigen. 
Der Anschlussnehmer ist berechtigt, die für die Herstel-
lung des Netzanschlusses erforderlichen Erdarbeiten auf 
seinem Grundstück im Rahmen des technisch Möglichen 
und nach den Vorgaben des Netzbetreibers durchzufüh-
ren oder durchführen zu lassen. Der Anschlussnehmer 
hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere 
Errichtung des Netzanschlusses zu schaffen; für den 
Hausanschlusskasten oder die Hauptverteiler ist ein nach 
den anerkannten Regeln der Technik geeigneter Platz 
zur Verfügung zu stellen; die Einhaltung der anerkannten 
Regeln der Technik wird insbesondere vermutet, wenn 
die Anforderungen der DIN 18012 (Ausgabe: November 
2000)1 eingehalten sind.

(3)	 Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Netzbetreiber 
die Aufnahme der Nutzung des Netzanschlusses zur 
Entnahme von Elektrizität unverzüglich mitzuteilen. Der 
Netzbetreiber hat dem Anschlussnutzer die Mitteilung 
unverzüglich in Textform zu bestätigen. In der Bestäti-
gung ist auf die Allgemeinen Bedingungen einschließlich 
der ergänzenden Bedingungen des Netzbetreibers und 
auf die Haftung des Netzbetreibers nach § 18  hinzuwei-
sen.

§ 4	 Inhalt des Vertrages und der Bestätigung  
des Netzbetreibers

(1)	 Der Netzanschlussvertrag und die Bestätigung des Netz-
betreibers in Textform nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und § 3 
Abs. 3 Satz 2 sollen eine zusammenhängende Aufstel-
lung aller für den Vertragsschluss nach § 2 Abs. 2 oder 
die Anschlussnutzung nach § 3 notwendigen Angaben 
enthalten, insbesondere

1.	Angaben zum Anschlussnehmer- oder nutzer (Firma, 
Registergericht, Registernummer, Familienname, 
Vorname, Geburtstag, Adresse, Kundennummer)

2.	Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder 
des Aufstellungsorts des Zählers,

3.	Angaben zum Netzbetreiber (Firma, Registerge-
richt, Registernummer und Adresse) und

4.	gegenüber dem Anschlussnehmer auch die am Ende 
des Netzanschlusses vorzuhaltende Leistung.

	 Soweit die Angaben nach Satz 1 Nr. 1 nicht vorliegen, 
ist der Anschlussnehmer oder -nutzer verpflichtet, diese 
dem Netzbetreiber auf Anforderung mitzuteilen.

(2) 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jedem Neukunden 
bei Entstehen des Netzanschlussverhältnisses oder des 
Anschlussnutzungsverhältnisses und auf Verlangen den 
übrigen Kunden die Allgemeinen Bedingungen unent-
geltlich auszuhändigen. Er hat die Allgemeinen Bedin-
gungen auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

(3) 	 Änderungen der ergänzenden Bedingungen, zu denen 
auch die Technischen Anschlussbedingungen nach § 20 
gehören, und Kostenerstattungsregelungen des Netz-
betreibers werden jeweils zum Monatsbeginn erst nach 
öffentlicher Bekanntgabe und im Fall der Technischen 
Anschlussbedingungen erst nach zusätzlicher Mitteilung 
an die Regulierungsbehörde wirksam. Der Netzbetreiber 
ist verpflichtet, die Änderungen am Tage der öffentlichen 
Bekanntgabe auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.
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nehmer mehrere Netzanschlüsse beauftragt, ist der 
Netzbetreiber berechtigt, angemessene Abschlagszah-
lungen zu verlangen.

(3) 	 Kommen innerhalb von zehn Jahren nach Herstellung 
des Netzanschlusses weitere Anschlüsse hinzu und wird 
der Netzanschluss dadurch teilweise zum Bestandteil 
des Verteilernetzes, so hat der Netzbetreiber die Kosten 
neu aufzuteilen und dem Anschlussnehmer einen zu viel 
gezahlten Betrag zu erstatten.

§ 10	 Transformatorenanlage
(1) 	 Muss zum Netzanschluss eines Grundstücks eine beson-

dere Transformatorenanlage aufgestellt werden, so kann 
der Netzbetreiber verlangen, dass der Anschlussnehmer 
einen geeigneten Raum oder Platz unentgeltlich für die 
Dauer des Netzanschlussverhältnisses zur Verfügung 
stellt. Der Netzbetreiber darf die Transformatorenan-
lage auch für andere Zwecke benutzen, soweit dies für 
den Anschlussnehmer zumutbar ist.

(2) 	 Wird der Netzanschlussvertrag für das Grundstück 
beendet, so hat der Anschlussnehmer die Transforma-
torenanlage noch drei Jahre unentgeltlich zu dulden, es 
sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

(3) 	 Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrich-
tungen an eine andere geeignete Stelle verlangen, wenn 
ihm ihr Verbleiben an der bisherigen Stelle nicht mehr 
zugemutet werden kann. Die Kosten der Verlegung hat 
der Netzbetreiber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die 
Anlage ausschließlich dem Netzanschluss des Grund-
stücks dient.

§ 11	 Baukostenzuschüsse
(1) 	 Der Netzbetreiber kann von dem Anschlussnehmer 

einen angemessenen Baukostenzuschuss zur teilweisen 
Deckung der bei wirtschaftlich effizienter Betriebs-
führung notwendigen Kosten für die Erstellung oder 
Verstärkung der örtlichen Verteileranlagen des Nieder-
spannungsnetzes einschließlich Transformatorenstati-
onen verlangen, soweit sich diese Anlagen ganz oder 
teilweise dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, in 
dem der Anschluss erfolgt. Baukostenzuschüsse dürfen 
höchstens 50 vom Hundert dieser Kosten abdecken.

(2)	 Der von dem Anschlussnehmer als Baukostenzuschuss 
zu übernehmende Kostenanteil bemisst sich nach dem 
Verhältnis, in dem die an seinem Netzanschluss vorzuhal-
tende Leistung zu der Summe der Leistungen steht, die 
in den im betreffenden Versorgungsbereich erstellten 
Verteileranlagen oder auf Grund der Verstärkung ins-
gesamt vorgehalten werden können. Der Durchmischung 
der jeweiligen Leistungsanforderungen ist Rechnung zu 
tragen. Der Baukostenzuschuss kann auf der Grundlage 
der durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehen-
den Kosten pauschal berechnet werden.

(3) 	 Ein Baukostenzuschuss darf nur für den Teil der Leis-
tungsanforderung erhoben werden, der eine Leistungs-
anforderung von 30 Kilowatt übersteigt.

§ 7	 Art des Netzanschlusses
	 Die Spannung beträgt am Ende des Netzanschlusses 

bei Drehstrom etwa 400 oder 230 Volt und bei Wech-
selstrom etwa 230 Volt. Die Frequenz beträgt etwa 50 
Hertz. Welche Stromart und Spannung für das Vertrags-
verhältnis maßgebend sein sollen, ergibt sich daraus, 
an welche Stromart und Spannung die Anlage des 
Anschlussnehmers angeschlossen ist oder angeschlossen 
werden soll. Bei der Wahl der Stromart sind die Belange 
des Anschlussnehmers im Rahmen der jeweiligen tech-
nischen Möglichkeiten angemessen zu berücksichtigen.

§ 8	 Betrieb des Netzanschlusses
(1) 	 Netzanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des 

Netzbetreibers. Er hat sicherzustellen, dass sie in 
seinem Eigentum stehen oder ihm zur wirtschaftlichen 
Nutzung überlassen werden; soweit erforderlich, ist der 
Anschlussnehmer insoweit zur Mitwirkung verpflichtet. 
Netzanschlüsse werden ausschließlich von dem Netz-
betreiber unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt 
und beseitigt. Sie müssen zugänglich und vor Beschädi-
gungen geschützt sein. Der Anschlussnehmer darf keine 
Einwirkungen auf den Netzanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen.

(2) 	 Jede Beschädigung des Netzanschlusses, insbesondere 
ein Schaden an der Hausanschlusssicherung oder das 
Fehlen von Plomben, ist dem Netzbetreiber unverzüglich 
mitzuteilen.

(3) 	 Änderungen des Netzanschlusses werden nach Anhörung 
des Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berech-
tigten Interessen vom Netzbetreiber bestimmt.

§ 9	 Kostenerstattung für die Herstellung  
oder Änderung des Netzanschlusses

(1) 	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, vom Anschlussneh-
mer die Erstattung der bei wirtschaftlich effizienter 
Betriebsführung notwendigen Kosten für

1.	die Herstellung des Netzanschlusses,

2.	die Änderungen des Netzanschlusses, die durch eine 
Änderung oder Erweiterung der Kundenanlage erfor-
derlich oder aus anderen Gründen vom Anschlussneh-
mer veranlasst werden,

	 zu verlangen. Die Kosten können auf der Grundlage der 
durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehenden 
Kosten pauschal berechnet werden. Im Falle einer 
pauschalierten Kostenberechnung sind Eigenleistungen 
des Anschlussnehmers angemessen zu berücksichtigen. 
Die Netzanschlusskosten sind so darzustellen, dass der 
Anschlussnehmer die Anwendung des pauschalierten 
Berechnungsverfahrens einfach nachvollziehen kann; 
wesentliche Berechnungsbestandteile sind auszuweisen.

(2) 	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung 
oder Änderungen des Netzanschlusses Vorauszahlung zu 
verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles 
Grund zu der Annahme besteht, dass der Anschlussneh-
mer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. Werden von einem Anschluss-
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§ 13	 Elektrische Anlage
(1) 	 Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 

Änderung und Instandhaltung der elektrischen Anlage 
hinter der Hausanschlusssicherung (Anlage) ist der 
Anschlussnehmer gegenüber dem Netzbetreiber verant-
wortlich. Satz 1 gilt nicht für die Messeinrichtungen, die 
nicht im Eigentum des Anschlussnehmers stehen. Hat der 
Anschlussnehmer die Anlage ganz oder teilweise einem 
Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, 
so bleibt er verantwortlich.

(2) 	 Unzulässige Rückwirkungen der Anlage sind auszu-
schließen. Um dies zu gewährleisten, darf die Anlage nur 
nach den Vorschriften dieser Verordnung, nach anderen 
anzuwendenden Rechtsvorschriften und behördlichen 
Bestimmungen sowie nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und 
instand gehalten werden. In Bezug auf die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik gilt § 49 Abs. 2 Nr. 1 des 
Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend. Die Arbeiten 
dürfen außer durch den Netzbetreiber nur durch ein in ein 
Installateurverzeichnis eines Netzbetreibers eingetra-
genes Installationsunternehmen durchgeführt werden; 
im Interesse des Anschlussnehmers darf der Netzbe-
treiber eine Eintragung in das Installateurverzeichnis 
nur von dem Nachweis einer ausreichenden fachlichen 
Qualifikation für die Durchführung der jeweiligen Arbei-
ten abhängig machen. Mit Ausnahme des Abschnitts 
zwischen Hausanschlusssicherung und Messeinrichtung 
einschließlich der Messeinrichtung gilt Satz 4 nicht für 
Instandhaltungsarbeiten. Es dürfen nur Materialien 
und Geräte verwendet werden, die entsprechend § 49 
des Energiewirtschaftsgesetzes unter Beachtung der 
allgemein anerkannten Regeln der Technik hergestellt 
sind. Die Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 6 
wird vermutet, wenn das Zeichen einer akkreditierten 
Stelle, insbesondere das VDE-Zeichen, GS-Zeichen 
oder CE-Zeichen, vorhanden ist. Der Netzbetreiber ist 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

(3)	 Anlagenteile, in denen nicht gemessene elektrische 
Energie fließt, können vom Netzbetreiber plombiert 
werden. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage 
ist nach den Angaben des Netzbetreibers vom Anschluss-
nehmer zu veranlassen.

(4) 	 In den Leitungen zwischen dem Ende des Hausanschlus-
ses und dem Zähler darf der Spannungsfall unter Zugrun-
delegung der Nennstromstärke der vorgeschalteten 
Sicherung nicht mehr als 0,5 vom Hundert betragen.

(4) 	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, von dem Anschluss-
nehmer einen weiteren Baukostenzuschuss zu verlangen, 
wenn der Anschlussnehmer seine Leistungsanforderung 
erheblich über das der ursprünglichen Berechnung 
zugrunde liegende Maß hinaus erhöht. Der Baukosten-
zuschuss ist nach den Absätzen 1 und 2 zu bemessen.

(5) 	 Der Baukostenzuschuss und die in § 9 geregelten Netz-
anschlusskosten sind getrennt zu errechnen und dem 
Anschlussnehmer aufgegliedert auszuweisen.

(6) 	 § 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 12	 Grundstücksbenutzung
(1) 	 Anschlussnehmer, die Grundstückseigentümer sind, 

haben für Zwecke der örtlichen Versorgung (Nieder-
spannungs- und Mittelspannungsnetz) das Anbringen 
und Verlegen von Leitungen zur Zu- und Fortleitung von 
Elektrizität über ihre im Gebiet des Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung liegenden 
Grundstücke, ferner das Anbringen von Leitungsträgern 
und sonstigen Einrichtungen sowie erforderliche Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke,

1.	die an das Elektrizitätsversorgungsnetz angeschlos-
sen sind,

2.	die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit einem an das Netz angeschlossenen 
Grundstück genutzt werden oder

3.	für die die Möglichkeit des Netzanschlusses sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist.

	 Sie besteht nicht, wenn die Inanspruchnahme der Grund-
stücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzu-
mutbarer Weise belasten würde; insbesondere ist die 
Inanspruchnahme des Grundstücks zwecks Anschlusses 
eines anderen Grundstücks an das Elektrizitätsversor-
gungsnetz grundsätzlich verwehrt, wenn der Anschluss 
über das eigene Grundstück des anderen Anschlussneh-
mers möglich und dem Netzbetreiber zumutbar ist.

(2) 	 Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und 
Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des 
Grundstücks zu benachrichtigen.

(3) 	 Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der 
Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat der Netzbetreiber zu tragen; dies 
gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschließlich dem 
Anschluss des Grundstücks dienen.

(4) 	 Wird die Anschlussnutzung eingestellt, so hat der 
Eigentümer die auf seinen Grundstücken befindlichen 
Einrichtungen noch drei Jahre unentgeltlich zu dulden, 
es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

(5) 	 Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Ver-
kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, 
die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen 
Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind.
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TEIL 3   
ANSCHLUSSNUTZUNG

§ 16	 Nutzung des Anschlusses
(1) 	 Der Netzbetreiber ist bei Bestehen eines Anschlussnut-

zungsverhältnisses verpflichtet, dem Anschlussnutzer in 
dem im Netzanschlussverhältnis vorgesehenen Umfang 
die Nutzung des Netzanschlusses jederzeit zu ermögli-
chen. Dies gilt nicht, soweit und solange der Netzbetrei-
ber hieran durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, 
deren Beseitigung ihm im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 
2 des Energiewirtschaftsgesetzes aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(2) 	 Die Anschlussnutzung hat zur Voraussetzung, dass der 
Gebrauch der Elektrizität mit einem Verschiebungs-
faktor zwischen cos  = 0,9 kapazitiv und 0,9 induktiv 
erfolgt. Anderenfalls kann der Netzbetreiber den Einbau 
ausreichender Kompensationseinrichtungen verlangen.

(3) 	 Der Netzbetreiber hat Spannung und Frequenz mög-
lichst gleich bleibend zu halten. Allgemein übliche 
Verbrauchsgeräte und Stromerzeugungsanlagen müssen 
einwandfrei betrieben werden können. Stellt der 
Anschlussnutzer Anforderungen an die Stromqualität, 
die über die Verpflichtungen nach Satz 1 und 2 hinaus-
gehen, so obliegt es ihm selbst, innerhalb seines Bereichs 
Vorkehrungen zum störungsfreien Betrieb seiner Geräte 
und Anlagen zu treffen.

(4) 	 Zwischen Anschlussnutzer und Netzbetreiber gelten die 
§§ 7, 8, 12 und 13 Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 und 3 sowie § 15 entsprechend.

§ 17	 Unterbrechung der Anschlussnutzung
(1)	 Die Anschlussnutzung kann unterbrochen werden, soweit 

dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten oder 
zur Vermeidung eines drohenden Netzzusammenbruchs 
erforderlich ist. Der Netzbetreiber hat jede Unterbre-
chung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben.

(2)	 Der Netzbetreiber hat die Anschlussnutzer bei einer 
beabsichtigten Unterbrechung der Anschlussnutzung 
rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Bei 
kurzen Unterbrechungen ist er zur Unterrichtung nur 
gegenüber Anschlussnutzern verpflichtet, die zur Ver-
meidung von Schäden auf eine ununterbrochene Strom-
zufuhr angewiesen sind und dies dem Netzbetreiber 
unter Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt haben. 
Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die 
Unterrichtung

1.	nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und 
der Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat oder

2.	die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbre-
chungen verzögern würde.

	 In den Fällen des Satzes 3 ist der Netzbetreiber ver-
pflichtet, dem Anschlussnutzer auf Nachfrage nachträg-
lich mitzuteilen, aus welchem Grund die Unterbrechung 
vorgenommen worden ist.

§ 14	 Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage
(1) 	 Der Netzbetreiber oder dessen Beauftragter hat die 

Anlage über den Netzanschluss an das Verteilernetz 
anzuschließen und den Netzanschluss in Betrieb zu 
nehmen. Die Anlage hinter dem Netzanschluss bis zu der 
in den Technischen Anschlussbedingungen definierten 
Trennvorrichtung für die Inbetriebsetzung der nachfol-
genden Anlage, anderenfalls bis zu den Haupt- oder Ver-
teilungssicherungen, darf nur durch den Netzbetreiber 
oder mit seiner Zustimmung durch das Installationsun-
ternehmen (§ 13 Abs. 2 Satz 2) in Betrieb genommen 
werden. Die Anlage hinter dieser Trennvorrichtung 
darf nur durch das Installationsunternehmen in Betrieb 
gesetzt werden.

(2) 	 Jede Inbetriebsetzung, die nach Maßgabe des Absatzes 
1 Satz 1 und 2 von dem Netzbetreiber vorgenommen 
werden soll, ist bei ihm von dem Unternehmen, das nach 
§ 13 Abs. 2 die Arbeiten an der Anlage ausgeführt hat, 
in Auftrag zu geben. Auf Verlangen des Netzbetreibers 
ist ein von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck zu 
verwenden.

(3) 	 Der Netzbetreiber kann für die Inbetriebsetzung vom 
Anschlussnehmer Kostenerstattung verlangen; die 
Kosten können auf der Grundlage der durchschnittlich 
für vergleichbare Fälle entstehenden Kosten pauschal 
berechnet werden. Die Kosten sind so darzustellen, dass 
der Anschlussnehmer die Anwendung des pauschalierten 
Berechnungsverfahrens einfach nachvollziehen kann.

§ 15	 Überprüfung der elektrischen Anlage
(1) 	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anlage vor und, um 

unzulässige Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netz-
betreibers oder Dritter auszuschließen, auch nach ihrer 
Inbetriebsetzung zu überprüfen. Er hat den Anschluss-
nehmer auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu 
machen und kann deren Beseitigung verlangen.

(2) 	 Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit 
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, 
so ist der Netzbetreiber berechtigt, den Anschluss zu 
verweigern oder die Anschlussnutzung zu unterbrechen; 
bei Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet.

(3) 	 Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung 
der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Vertei-
lernetz übernimmt der Netzbetreiber keine Haftung für 
die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er 
bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine 
Gefahr für Leib oder Leben darstellen.
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unter diese Verordnung fallenden Kunden einbezogen 
werden, die diese gegen das dritte Unternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen, wenn deren 
Ansprüche im Einzelfall entsprechend Absatz 2 Satz 1 
begrenzt sind. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, seinen 
Anschlussnutzern auf Verlangen über die mit der Scha-
densverursachung durch einen dritten Netzbetreiber im 
Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes 
zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu 
geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumut-
barer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis 
zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich 
ist.

(4)	 Bei grob fahrlässig verursachten Vermögens
schäden ist die Haftung des Netzbetreibers, an 
dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen ist, 
oder eines dritten Netzbetreibers, gegen den der 
Anschlussnutzer Ansprüche geltend macht, gegenüber 
seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro sowie je 
Schadensereignis insgesamt auf 20 vom Hundert der in 
Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten 
Höchstbeträge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 
3 Satz 1, 4 und 5 gelten entsprechend.

(5)	 Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige 
Höchstgrenze, so wird der Schadensersatz in dem Ver-
hältnis gekürzt, in dem die Summe aller Schadenser-
satzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind nach Absatz 
2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4, jeweils auch in 
Verbindung mit Absatz 4, Schäden von nicht unter diese 
Verordnung fallenden Kunden in die Höchstgrenze ein-
bezogen worden, so sind sie auch bei der Kürzung nach 
Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei Ansprüchen 
nach Absatz 3 darf die Schadensersatzquote nicht höher 
sein als die Quote der Kunden des dritten Netzbetreibers.

(6)	 Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, 
die weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht 
worden sind.

(7)	 Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden 
unverzüglich dem Netzbetreiber oder, wenn dieses fest-
steht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.

§ 18	 Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung
(1) 	 Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein 

Anschlussnutzer durch Unterbrechung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus 
Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaubter 
Handlung haftet und dabei Verschulden des Unterneh-
mens oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen 
vorausgesetzt wird, wird

1.	hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich 
vermutet, dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt,

2.	hinsichtlich der Beschädigung einer Sache wider-
leglich vermutet, dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
vorliegt.

	 Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung 
für sonstige Fahrlässigkeit ausgeschlossen.

(2)	 Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten 
Sachschäden ist die Haftung des Netzbetreibers gegen-
über seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5 000 Euro 
begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich verursachte 
Sachschäden ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt 
auf

1.	 2,5 Millionen Euro bei bis zu 25 000 an das eigene Netz 
angeschlossenen Anschlussnutzern;

2.	 10 Millionen Euro bei 25 001 bis 100 000 an das eigene 
Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;

3.	 20 Millionen Euro bei 100 001 bis 200 000 an das eigene 
Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;

4.	 30 Millionen Euro bei 200 001 bis einer Million an das 
eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;

5.	 40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das 
eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern.

	 In diese Höchstgrenzen werden auch Schäden von 
Anschlussnutzern in vorgelagerten Spannungsebenen 
einbezogen, wenn die Haftung ihnen gegenüber im Ein-
zelfall entsprechend Satz 1 begrenzt ist.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von 
Anschlussnutzern anzuwenden, die diese gegen einen 
dritten Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter Handlung 
geltend machen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im 
Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes 
ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf das 
Dreifache des Höchstbetrages, für den sie nach Absatz 
2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegenüber haften. 
Hat der dritte Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes keine eigenen an das Netz 
angeschlossenenAnschlussnutzer im Sinne dieser Ver-
ordnung, so ist die Haftung insgesamt auf 200 Millionen 
Euro begrenzt. In den Höchstbetrag nach den Sätzen 2 
und 3 können auch Schadensersatzansprüche von nicht 
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richtigung mindestens drei Wochen vor dem Betre-
tungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist 
anzubieten. Eine vorherige Benachrichtigung ist in den 
Fällen des § 24 Abs. 1 nicht erforderlich.

§ 22	 Mess- und Steuereinrichtungen
(1) 	 Für Mess- und Steuereinrichtungen hat der Anschluss-

nehmer Zählerplätze nach den anerkannten Regeln der 
Technik unter Beachtung der technischen Anforderun-
gen nach § 20 vorzusehen.

(2) 	 Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort von 
Mess- und Steuereinrichtungen. Bei der Wahl des Auf-
stellungsorts ist die Möglichkeit einer Fernauslesung der 
Messdaten zu berücksichtigen. Der Netzbetreiber hat 
den Anschlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte 
Interessen zu wahren. Er ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Anschlussnehmers einer Verlegung der Mess- und 
Steuereinrichtungen zuzustimmen, wenn dies ohne Beein-
trächtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. 
Der Anschlussnehmer hat die Kosten einer Verlegung der 
Mess- und Steuereinrichtungen nach Satz 4 zu tragen.

(3) 	 Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Mess- und Steuereinrichtungen 
zugänglich sind. Er hat den Verlust, Beschädigungen 
und Störungen von Mess- und Steuereinrichtungen dem 
Netzbetreiber und dem Messstellenbetreiber unverzüg-
lich mitzuteilen.

Abschnitt 2 
Fälligkeit, Folge von Zuwiderhandlungen,  
Beendigung der Rechtsverhältnisse

§ 23	 Zahlung, Verzug
(1) 	 Rechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angege-

benen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach 
Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Einwände 
gegen Rechnungen berechtigen gegenüber dem Netz-
betreiber zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsver-
weigerung nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines 
offensichtlichen Fehlers besteht. § 315 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 unberührt.

(2) 	 Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers oder -nutzers 
kann der Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung 
auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten 
einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten für 
strukturell vergleichbare Fälle auch pauschal berechnen; 
die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar 
sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf 
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen.

(3) 	 Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann vom 
Anschlussnehmer oder -nutzer nur mit unbestrittenen 
oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen auf-
gerechnet werden.

TEIL 4   
GEMEINSAME VORSCHRIFTEN

Abschnitt 1 
Anlagenbetrieb und Rechte des Netzbetreibers

§ 19	 Betrieb von elektrischen Anlagen und Verbrauchsgerä-
ten, Eigenerzeugung

(1)	 Anlage und Verbrauchsgeräte sind vom Anschluss-
nehmer oder -nutzer so zu betreiben, dass Störungen 
anderer Anschlussnehmer oder -nutzer und störende 
Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers 
oder Dritter ausgeschlossen sind.

(2)	 Erweiterungen und Änderungen von Anlagen sowie die 
Verwendung zusätzlicher Verbrauchsgeräte sind dem 
Netzbetreiber mitzuteilen, soweit sich dadurch die vor-
zuhaltende Leistung erhöht oder mit Netzrückwirkungen 
zu rechnen ist. Nähere Einzelheiten über den Inhalt der 
Mitteilung kann der Netzbetreiber regeln.

(3)	 Vor der Errichtung einer Eigenanlage hat der Anschluss-
nehmer oder -nutzer dem Netzbetreiber Mitteilung 
zu machen. Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat 
durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von 
seiner Eigenanlage keine schädlichen Rückwirkungen 
in das Elektrizitätsversorgungsnetz möglich sind. Der 
Anschluss von Eigenanlagen ist mit dem Netzbetreiber 
abzustimmen. Dieser kann den Anschluss von der Einhal-
tung der von ihm nach § 20 festzulegenden Maßnahmen 
zum Schutz vor Rückspannungen abhängig machen.

§ 20	 Technische Anschlussbedingungen
	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, in Form von Techni-

schen Anschlussbedingungen weitere technische Anfor-
derungen an den Netzanschluss und andere Anlagenteile 
sowie an den Betrieb der Anlage einschließlich der 
Eigenanlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere 
im Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilernetzes, 
notwendig ist. Diese Anforderungen müssen den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Der 
Anschluss bestimmter Verbrauchsgeräte kann in den 
Technischen Anschlussbedingungen von der vorherigen 
Zustimmung des Netzbetreibers abhängig gemacht 
werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, 
wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Ver-
sorgung gefährden würde.

§ 21	 Zutrittsrecht
	 Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat nach vorheriger 

Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen 
Beauftragten des Netzbetreibers oder des Messstellen-
betreibers den Zutritt zum Grundstück und zu seinen 
Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtungen und Messeinrichtungen, zur 
Ablesung der Messeinrichtung oder zur Unterbrechung 
des Anschlusses und der Anschlussnutzung erforderlich 
ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die 
jeweiligen Anschlussnehmer oder -nutzer oder durch 
Aushang an oder im jeweiligen Haus erfolgen. Im Falle 
der Ablesung der Messeinrichtungen muss die Benach-
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vergleichbare Fälle pauschal berechnet werden; die 
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar 
sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf 
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem 
Kunden zu gestatten.

§ 25	 Kündigung des Netzanschlussverhältnisses
(1) 	 Das Netzanschlussverhältnis kann mit einer Frist von 

einem Monat auf das Ende eines Kalendermonats gekün-
digt werden. Eine Kündigung durch den Netzbetreiber 
ist nur möglich, soweit eine Pflicht zum Netzanschluss 
nach § 18 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes 
nicht besteht.

(2) 	 Tritt an Stelle des bisherigen Netzbetreibers ein anderes 
Unternehmen in die sich aus dem Vertragsverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es 
hierfür nicht der Zustimmung des Anschlussnehmers. 
Der Wechsel des Netzbetreibers ist öffentlich bekannt 
zu machen und auf der Internetseite des Netzbetreibers 
zu veröffentlichen.

(3) 	 Die Kündigung bedarf der Textform.

§ 26	 Beendigung des Anschlussnutzungsverhältnisses
(1) 	 Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht, bis der 

Anschlussnutzer die Anschlussnutzung einstellt. Er ist 
verpflichtet, dies dem Netzbetreiber unverzüglich mit-
zuteilen.

(2) 	 Im Falle einer Kündigung des Netzanschlussvertrages 
nach § 25 oder § 27 endet das Anschlussnutzungsver-
hältnis mit der Beendigung des Netzanschlussvertrages.

§ 27	 Fristlose Kündigung oder Beendigung
	 Der Netzbetreiber ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 

berechtigt, das Netzanschlussverhältnis fristlos zu 
kündigen oder die Anschlussnutzung fristlos zu been-
den, wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung des 
Netzanschlusses und der Anschlussnutzung wiederholt 
vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach § 
24 Abs. 2 ist der Netzbetreiber zur fristlosen Kündigung 
berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht 
wurde; § 24 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 24	 Unterbrechung des Anschlusses  
und der Anschlussnutzung

(1) 	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, den Netzanschluss 
und die Anschlussnutzung ohne vorherige Androhung zu 
unterbrechen, wenn der Anschlussnehmer oder -nutzer 
dieser Verordnung zuwiderhandelt und die Unterbre-
chung erforderlich ist, um

1.	eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 
Personen oder Sachen von erheblichem Wert abzu-
wenden,

2.	die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflus-
sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu 
verhindern oder

3.	zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschluss-
nehmer oder -nutzer oder störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter 
ausgeschlossen sind.

	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, dem Anschlussneh-
mer oder -nutzer auf Nachfrage mitzuteilen, aus wel-
chem Grund die Unterbrechung vorgenommen worden 
ist.

(2) 	 Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist der Netzbetreiber berechtigt, den Netz-
anschluss und die Anschlussnutzung vier Wochen nach 
Androhung zu unterbrechen. Dies gilt nicht, wenn die 
Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen oder der Anschlussnehmer 
oder -nutzer darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, 
dass er seinen Verpflichtungen nachkommt.

(3) 	 Der Netzbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des 
Lieferanten des Anschlussnutzers die Anschlussnutzung 
zu unterbrechen, soweit der Lieferant dem Anschluss-
nutzer gegenüber hierzu vertraglich berechtigt ist und 
der Lieferant das Vorliegen der Voraussetzungen für 
die Unterbrechung gegenüber dem Netzbetreiber glaub-
haft versichert und den Netzbetreiber von sämtlichen 
Schadensersatzansprüchen freistellt, die sich aus einer 
unberechtigten Unterbrechung ergeben können; dabei 
ist auch glaubhaft zu versichern, dass dem Anschlussnut-
zer keine Einwendungen oder Einreden zustehen, die die 
Voraussetzungen der Unterbrechung der Anschlussnut-
zung entfallen lassen.

(4) 	 In den Fällen des Absatzes 2 ist der Beginn der Unter-
brechung des Netzanschlusses und der Anschlussnutzung 
dem Anschlussnutzer drei Werktage im Voraus anzu-
kündigen. Dies gilt nicht, soweit der Lieferant zu einer 
entsprechenden Ankündigung verpflichtet ist.

(5) 	 Der Netzbetreiber hat die Unterbrechung des Netz-
anschlusses und der Anschlussnutzung unverzüglich 
aufzuheben, sobald die Gründe für die Unterbrechung 
entfallen sind und der Anschlussnehmer oder -nutzer 
oder im Falle des Absatzes 3 der Lieferant oder der 
Anschlussnutzer die Kosten der Unterbrechung und 
Wiederherstellung des Anschlusses und der Anschluss-
nutzung ersetzt hat. Die Kosten können für strukturell 
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Allgemeine Tarife / Elektrizität / 	 gültig ab 01. 01. 2022

TEIL 5   
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 28	 Gerichtsstand 
	 Gerichtsstand ist der Ort des Netzanschlusses und der 

Anschlussnutzung.

§ 29	 Übergangsregelung
(1)	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, die Anschlussnehmer 

durch öffentliche Bekanntgabe und Veröffentlichung im 
Internet über die Möglichkeit einer Anpassung nach § 
115 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes zu 
informieren. Die Anpassung ist in Textform zu verlangen. 
Der Netzbetreiber kann die Anpassung gegenüber allen 
Anschlussnehmern auch in der in Satz 1 genannten Weise 
verlangen. Im Fall des Satzes 3 erfolgt die Anpassung 
mit Wirkung vom auf die Bekanntmachung folgenden 
Tag. Von der Anpassung ausgenommen ist § 4 Abs. 1.

(2)	 Die Frist nach § 10 Abs. 2 und nach § 12 Abs. 4 beginnt 
mit dem 08. November 2006. Läuft jedoch die in den § 
10 Abs. 6 und § 11 Abs. 2 der Verordnung über Allge-
meine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von 
Tarifkunden vom 21. Juni 1979 (BGBl. I S. 684), zuletzt 
geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3214), bestimmte Frist früher als die 
gemäß Satz 1 bestimmte Frist ab, bleibt es dabei.

(3)	 Wird vor dem 1. Juli 2007 ein Anschluss an eine Vertei-
leranlage hergestellt, die vor dem 08. November 2006 
errichtet oder mit deren Errichtung vor dem 08 Novem-
ber 2006 begonnen worden ist und ist der Anschluss ohne 
Verstärkung der Verteileranlage möglich, so kann der 
Netzbetreiber abweichend von § 11 Abs. 1 bis 3 einen 
Baukostenzuschuss nach Maßgabe der für die Verteiler-
anlage bisher verwendeten Berechnungsmaßstäbe ver-
langen. Der nach Satz 1 berechnete Baukostenzuschuss 
ist auf den Wert nach § 11 Abs. 1 Satz 2 zu kürzen.
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1.	 NETZANSCHLUSS

1.1.	 Der Netzanschluss an der Abzweigstelle des Nieder-
spannungsverteilungsnetzes und endet mit der Hausan-
schlusssicherung des Netzanschlusses (nach Möglichkeit 
die kurze gradlinige Verbindung) innerhalb der bebauten 
Ortslage.

1.2.	 Die Herstellung sowie Veränderungen  des Netzan-
schlusses auf Veranlassung des Anschlussnehmers sind 
bei SR schriftlich zu beantragen. Dem Antrag beizufügen 
sind:

-	 Grundstückslageplan  mit dem geplanten Gebäude im 
Maßstab 1:1000,

-	 Kellergrundriss oder Erdgeschossgrundriss mit 
Angabe des Anschlussraumes und des vorgesehenen 
Zählerplatzes,

-	 Anschrift und Name des Auftraggebers sowie die 
Anschrift des Grundstückseigentümers.

	 Der Anschlussnehmer erhält von SR ein Angebot für 
den Netzanschluss. Die Erteilung des Auftrages muss 
vom Anschlussnehmer schriftlich erfolgen.

1.3.	 Die im jeweils gültigen Preisblatt der SR aufgeführ-
ten pauschalierten Netzanschlusskosten enthalten als 
wesentliche Berechnungsbestandteile Kosten für Tief-
bau, Montage sowie Materialien.

1.4.	 Jedes Grundstück, das eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet, bzw. jedes Gebäude, dem eine eigene 
Hausnummer zugeordnet ist, ist über einen eigenen 
Netzanschluss an das Verteilungsnetz anzuschließen.

1.5.	 Der Anschlussnehmer ist berechtigt, auf dem Privat-
grundstück Erdarbeiten unter Einhaltung der techni-
schen Vorgaben der SR in Eigenleistung und in eigener 
Verantwortung zu erbringen. Bei der Ausführung sind 
die Vorgaben von SR zu befolgen. Die Vergütung für 
diese Eigenleistung richtet sich nach dem Preisblatt in 
der Anlage. 

1.6.	 Für Netzanschlüsse, die in Art, Dimension und Lage von 
üblichen Netzanschlüssen wesentlich abweichen, werden 
gesondert ermittelte Kosten in Rechnung gestellt.

1.7.	 Ferner werden dem Anschlussnehmer die Kosten für 
Veränderungen des Netzanschlusses berechnet, die 
durch eine Änderung oder Erweiterung seiner Anlage 
erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm veran-
lasst werden.

1.8.	 Das Errichten von Gebäuden über der Netzanschlusslei-
tung oder jedes andersartige, den Zugang zur Leitung 
beeinträchtigende Überbauen oder Bepflanzen der 
Trasse ist nicht zulässig.

1.9.	 Wird ein Netzanschluss wegen Abbruch des Hauses ent-
fernt, so werden für den Anschluss eines auf demselben 
Grundstück neu errichteten Hauses Netzanschlusskosten 
gemäß Ziffer 1.3 und 1.6 berechnet.

1.10.	 Die Lage und der Zeitpunkt der Herstellung bzw. Ände-
rung des Netzanschlusses sind mit SR abzustimmen. 
Der Zeitbedarf zur Herstellung des Netzanschlusses 
beträgt in Standardfällen ca. zwei Wochen. Dieser 
Zeitraum kann auf Grund von Faktoren, die nicht durch 
SR beeinflussbar sind (z.B. Witterung, Möglichkeit zu 
Bauausführung, Auflagen sowie Genehmigungen durch 
den Straßenbaulastträger) unter- bzw. überschritten 
werden.

2.	 BAUKOSTENZUSCHUSS (BKZ)

2.1.	 Der Anschlussnehmer zahlt an SR für die Herstellung des 
Netzanschlusses bzw. bei Erhöhung seiner Leistungsan-
forderung einen Zuschuss zu den Kosten der örtlichen 
Verteileranlage (Baukostenzuschuss) nach § 11 der 
NAV.

2.2.	 Der Baukostenzuschuss (BKZ) wird nur für den Teil der 
Leistungsanforderung erhoben, der einen Betrag von 
30 kW übersteigt. Die Höhe der Baukostenzuschüsse ist 
dem jeweils gültigen Preisblatt der SR zu entnehmen und 
gilt für alle Netzanschlüsse an das Niederspannungsnetz 
im Netzgebiet der SR. 

2.3.	 Über den Zähler eines Netzanschlusses versorgte 
einzelne gewerbliche oder beruflich genutzte Ver-
brauchseinrichtungen (z.B. Beleuchtungsanlage eines 
Arbeitszimmers) finden bei der BKZ-Berechnung keine 
Berücksichtigung. Letztverbraucher, deren Netzan-
schluss für berufliche oder gewerbliche Zwecke (z.B. 
kleine Ladengeschäfte, Arztpraxen, Büros) in einem 
Wohngebäude erfolgt und deren Bedarf an vorzuhalten-
der Leistung (je Kunde) über den einer Wohnungseinheit 
(WE) nicht wesentlich hinausgeht, werden in der BKZ-
Ermittlung als je eine WE in dem betreffenden Gebäude 
angesetzt.

NAVErgänzende Bedingungen

zur „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung

für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung  

(Niederspannungsanschlussverordnung – NAV)“
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5.	 INBETRIEBSETZUNG

5.1.	 SR oder deren Beauftragte schließen die Anlage an 
das Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb, indem 
mittels Einbau des Zählers und durch Einsetzen der 
Haupt- oder Verteilungssicherungen die Anlage unter 
Spannung gesetzt wird. Die Inbetriebnahme der Instal-
lationsanlage erfolgt durch die vom Anschlussnehmer/
Anschlussnutzer beauftragte Installationsfirma.

5.2.	 Für die Inbetriebsetzung der Mess- und Zähleinrich-
tungen durch SR oder deren Beauftragte wird dem 
Anschlussnehmer ein Betrag nach dem jeweils gültigen 
Preisblatt der SR berechnet. 

5.3.	 Für vergebliche Wege im Wiederholungsfall bei Inbe-
triebsetzung bzw. Nachprüfung wird dem Anschluss-
nehmer/Anschlussnutzer ein Betrag nach dem jeweils 
gültigen Preisblatt der SR berechnet.

6.	 BESCHÄDIGUNGEN DER ANLAGEN 

6.1.	 Die Netzanschlüsse sowie Mess- und Steuereinrichtun-
gen werden auf Kosten von SR unterhalten, soweit die 
Unterhaltungskosten nicht durch den Anschlussnehmer 
verursacht sind.

Kosten durch Beschädigungen werden dem Kunden 
bzw. Anschlussnehmer nach dem tatsächlichen Aufwand 
berechnet.

6.2.	 Unbeschadet von Ziffer 6.1 werden dem Anschluss-
nehmer Kosten für das Auswechseln defekter Hausan-
schlusssicherungen nach dem jeweils gültigen Preisblatt 
der SR berechnet.

7.	 NACHPRÜFUNG  
	 VON MESS- UND STEUEREINRICHTUNGEN 

7.1.	 Wird bei einer vom Anschlussnehmer/Anschlussnutzer 
oder Lieferanten (Auftraggeber) verlangten Nachprü-
fung einer Mess- und Steuereinrichtung festgestellt, dass 
die Abweichung innerhalb der gesetzlichen Verkehrs-
fehlergrenzen liegt, werden dem Auftraggeber hierfür 
die im jeweils gültigen Preisblatt der SR ausgewiesenen 
Preise berechnet.

2.4.	 Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukosten-
zuschuss, wenn er seine bisherige Leistungsanforderung 
erheblich über den der Berechnung zugrunde liegenden 
Rahmen hinaus erhöht. Die Größe der eingesetzten 
Hausanschlusssicherung stellt dabei nicht zwingend 
das Maß für die bereitgestellte Leistung dar. Von einer 
erheblichen erhöhten Leistungsanforderung kann insbe-
sondere ausgegangen werden, wenn Veränderungen am 
Netzanschluss erforderlich sind.

	 Als Veränderungen gelten die Herstellung eines neuen 
Netzanschlusses, die Verstärkung des Leiterquerschnit-
tes, der Austausch des Hausanschlusskastens gegen 
einen leistungsstärkeren bzw. das Verstärken der vor-
handenen Hausanschlusssicherung. Die Höhe des Bau-
kostenzuschusses bemisst sich nach den Grundsätzen in 
Ziffer 2.2.

2.5.	 Der BKZ ist anschluss- und grundstücksbezogen. Eine 
Anrechnung des gezahlten BKZ für den auf einem 
anderen Grundstück neu zu erstellenden Netzanschluss 
erfolgt nicht.

3.	 NICHT ZUMUTBARER NETZANSCHLUSS

Ist SR der Anschluss einer Anlage aus Gründen nach § 
17 Abs. 2 Energiewirtschaftsgesetz nicht zuzumuten, 
kann SR den Anschluss ablehnen oder davon abhängig 
machen, dass der Anschlussnehmer neben dem indivi-
duell ermittelten Anschlusspreis einen Kostenbeitrag 
(Wirtschaftlichkeitszuschlag) zahlt.

4.	 ABSCHLAGSZAHLUNGEN  
	 UND VORAUSZAHLUNGEN

4.1.	 Werden von einem Anschlussnehmer mehrere Netzan-
schlüsse beauftragt, ist SR berechtigt, angemessene 
Abschlagszahlungen zu verlangen.

4.2.	 SR ist darüber hinaus berechtigt, für die Herstellung 
oder Änderungen des Netzanschlusses Vorauszahlungen 
zu verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles 
Grund zu der Annahme besteht, dass der Anschlussneh-
mer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. Diese Umstände liegen insbe-
sondere vor,

-	 bei Nichtleistung angeforderter Abschläge

-	 bei wiederholt unpünktlicher oder unvollständiger 
Zahlung

-	 bei einer wesentlichen Überschreitung des Fällig-
keitszeitpunktes

-	 bei wiederholter Mahnung.
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11.	 DATENVERARBEITUNG 

Zur Erfüllung der Verpflichtungen von SR ist 
es notwendig, personenbezogene Daten zu spei-
chern und zu verarbeiten. Hierbei werden die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen beachtet. 

12.	 ÄNDERUNGEN DER ERGÄNZENDEN  
	 BEDINGUNGEN UND DES PREISBLATTES

SR ist berechtigt, diese Ergänzenden Bedingun-
gen und das dazugehörige Preisblatt nach den 
hierfür geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu 
ändern. Änderungen werden nach öffentlicher 
Bekanntgabe zum Monatsbeginn wirksam. Die 
Ergänzenden Bedingungen sind im Internet unter  
www.stadtwerke-rotenburg.de abrufbar. 

13.	 INKRAFTTRETEN

Diese Ergänzenden Bedingungen zur NAV und das dazu-
gehörige Preisblatt treten nach öffentlicher Bekannt-
gabe zum Monatsbeginn in Kraft.

Rotenburg (Wümme), 17. November 2008

Stadtwerke Rotenburg (Wümme) GmbH

8.	 FÄLLIGKEIT 

8.1.	 Rechnungen und Abschläge werden zu dem auf der 
Zahlungsaufforderung genannten Zeitpunkt fällig, frü-
hestens jedoch 2 Wochen nach Zugang der Zahlungs-
aufforderung.

8.2.	 Der BKZ wird zugleich mit den Netzanschlusskosten 
nach Fertigstellung des Netzanschlusses fällig. Bei 
größeren Objekten kann SR Abschlagszahlungen auf 
den BKZ entsprechend dem Baufortschritt der örtlichen 
Verteilungsanlagen verlangen.

8.3.	 Die Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage kann von 
der vollständigen Bezahlung des BKZ und der Netzan-
schlusskosten abhängig gemacht werden.

9.	 ZAHLUNGSVERZUG, UNTERBRECHUNG /  
	 WIEDERHERSTELLUNG DES NETZANSCHLUSSES  
	 UND DER ANSCHLUSSNUTZUNG

9.1.	 Bei Überweisung durch Bank oder Zahlung durch Scheck 
gilt als Tag der Zahlung der Tag, an dem SR über den 
gutgeschriebenen Betrag verfügen kann. Bei verspäteter 
Zahlung stehen SR Verzugszinsen in der gesetzlichen 
Höhe zu (zurzeit 5 %-Punkte über dem Basiszinssatz 
nach § 288 BGB).

9.2.	 Für jede Anmahnung fälliger Rechnungen werden dem 
Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer Mahnkosten 
entsprechend dem jeweils gültigen Preisblatt der SR 
berechnet. Zuzüglich sind Verzugszinsen in gesetzlicher 
Höhe zu zahlen.

9.3.	 Die Unterbrechung des Netzanschlusses bzw. der 
Anschlussnutzung sowie die Aufhebung der Unterbre-
chung und die Wiederherstellung des Anschlusses bzw. 
der Anschlussnutzung werden nach Aufwand berechnet, 
mindestens die im jeweils gültigen Preisblatt der SR 
ausgewiesenen Preise.

10.	 TECHNISCHE ANSCHLUSSBEDINGUNGEN

Es gelten die „Technischen Anschlussbedingungen 
für den Anschluss an das Niederspannungsnetz“. Der 
vollständige Wortlaut der Technischen Anschlussbe-
dingungen liegt allen bei SR eingetragenen Elektroin-
stallateuren vor. Er ist ferner im Internet unter www.
stadtwerke-rotenburg.de abrufbar.
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Ziffer 
im Text Leistung Netto,  EUR 

Brutto, EUR
(brutto gerundet)

1.3.
Neuanschluss Standard 
bis 30 m Kabellänge Bauform bis 3 x 63 A 920,00 1.094,80

Mehrlänge ab 30 m 16,20 19,28

Werden zeitgleich gemeinsam mehrere 
Anschlussleitungen von SR in einem von SR 
oder deren Beauftragten erstellten Graben verlegt 10 % Rabatt auf Netzanschlusskostenpauschale 92,00 109,48

Netzanschluss Baustrom 
(nur in Verbindung mit einem Neuanschluss) bis 3 x 63 A 225,00 267,75

1.5. Kabelgraben Strom Vergütung für Eigenleistung

auf dem Grundstück des
Anschlussnehmers/Anschlussnutzers pro Meter 3,00 3,57

1.6. Außergewöhnlicher 
Neuanschluss

abweichend nach Art, Dimension und Lage nach 
kalkuliertem Aufwand 

1.7.
Anschluss-/Anlagenveränderung durch Wechsel der Hausanschluss-
sicherungen aufgrund einer veränderten Leistungsanforderung 52,00 61,88

Anschluss-/Anlagenveränderung 
durch Auswechslung Hausanschlusskasten bis 100 A 144,00 171,36

Anschluss-/Anlagenveränderung 
an einem vorhandenen Netzanschluss

jede Anschluss-/Anlagenveränderung, die nicht 
über eine Pauschale abgewickelt wird

nach 
kalkuliertem Aufwand 

2.2. Baukostenzuschuss (BKZ)

BKZ für einen Netzanschluss von Objekten, bis zu 3 Wohneinheiten frei frei

die für Wohnzwecke genutzt werden für jede weitere Wohneinheit 149,34 177,71

Der BKZ für übrige Anschlussnehmer Vorhalteleistung:

wie Gewerbebetriebe oder andere Objekte, ≤   30 kW frei frei

die nicht Wohnzwecken dienen >   30 kW ≤   60 kW 1.148,75 1.367,01

>   60 kW ≤ 130 kW 3.829,18 4.556,72

> 130 kW ≤ 200kW 6.509,61 7.746,44

jedes weitere

kW Anschlusswert 38,29 45,57

5.2.
Standard-Inbetriebsetzung eines Netzanschlusses 
- erstmalige Inbetriebnahme pro Netzanschluss 0,00 0,00

Standard-Inbetriebsetzung 
eines Netzanschlusses pro Netzanschluss 92,50 110,08

Außergewöhnliche Inbetriebsetzung
(gilt nur für Nicht-Standard-Zähler)

nach kalkuliertem Aufwand 
zum Festpreis

6.2.
Auswechslung schadhafter Hausanschluss-
sicherungen sowie Wiederinbetriebsetzung innerhalb üblicher Dienststunden 97,45 115,96

Auswechslung schadhafter Hausanschluss-
sicherungen sowie Wiederinbetriebsetzung außerhalb üblicher Dienststunden 118,45 140,95

7.
Nachprüfung der Messeinrichtung/                                           
Auswechslung eines Zählers

im Fall, dass der Zähler innerhalb der erlaubten 
Toleranzen ist 213,88 254,52

8. Mahngeld 2,50*

Einstellung der Versorgung/Durchleitung 
durch Sperrung des Zählers je Kundenanlage 75,00 89,25

Wird der zur Einstellung der Versorgung notwendige 
Zutritt zu den Messeinrichtungen oder zum Hausanschluss-
raum vom Kunden nicht gewährt, werden die Kosten für 
die Einstellung der Versorgung nach Aufwand berechnet je Kundenanlage nach Aufwand

Einstellung der Versorgung/Durchleitung durch Ausbau des Zählers wegen 
nicht gezahlter Forderungen je Kundenanlage 121,25 144,29

Wiederaufnahme der Durchleitung/Versorgung 
durch Öffnung eines gesperrten Zählers

je Kundenanlage/je Einsatz, falls der Kunde die 
Terminabsprache nicht einhält 75,00 89,25

Wiederaufnahme der Durchleitung/Versorgung 
durch den Wiedereinbau eines wegen nicht 
bezahlter Forderungen ausgebauten Zählers je Kundenanlage 121,25 144,29

Verordnung über Allgemeine Bedingungen NAV / Elektrizität / 	 gültig ab 01.02.2022

Preisblatt zu den Ergänzenden Bedingungen NAV

Umsatzsteuer: Die Netto-Preise verstehen sich zuzüglich Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten Höhe. Sie beträgt ab dem 01.02.2022 19%.              * Diese Preise unterliegen nicht der Umsatzsteuerberechnung.
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